
2022/0472/610
öffentlich
Beschlussvorlage
610 - Stadtplanung / Bauordnung
Bericht erstattet: Herr Banowitz, Büro Agsta Umwelt

Bebauungsplan "Am Zunderbaum, 1. Änderung", 
Gemarkung Erbach-Reiskirchen, hier: Prüfung und 
Abwägung der Stellungnahmen sowie 
Satzungsbeschluss

Beratungsfolge Geplante Sitzungstermine Ö / N

Bau- und Umweltausschuss (Vorberatung) N
Stadtrat (Entscheidung) 15.12.2022 Ö

Beschlussvorschlag

a) Es wird die Abwägung der eingegangenen Stellungnahmen gemäß der 
beiliegenden Beschlussvorlage sowie die Übernahme des 
Abwägungsergebnisses in die Planung beschlossen. 

b) Der Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“, bestehend aus der 
Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B), wird gem. § 10 Abs. 1 
BauGB als Satzung beschlossen. Die Begründung wird gebilligt. 

Sachverhalt

Der Stadtrat hat am 12.09.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes „Am 
Zunderbaum, 1. Änderung“ beschlossen. 
  
Mit der Aufstellung der Bebauungsplanänderung sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden, um das Gelände einer neuen baulichen 
Nutzung zuzuführen. Festgesetzt wird ein Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO. 

Die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand in der Zeit 
vom 30.10.2019 bis zum 02.12.2019 statt. Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB sowie die Nachbargemeinden gem. § 
2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 23.10.2019 frühzeitig an der Planung 
beteiligt. 

Am 31.03.2022 wurde der Entwurf des Bebauungsplanes vom Stadtrat 
beschlossen.

Die öffentliche Auslegung gem. § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 30.05.2022 
bis einschließlich 01.07.2022 statt. Die Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB sowie die Nachbargemeinden gem. § 
2 Abs. 2 BauGB wurden mit Schreiben vom 30.05.2022 an der Planung beteiligt. 
  



Die gesamten vorgebrachten Stellungnahmen der Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sowie der Nachbargemeinden liegen dem Stadtrat mit dem 
in der beiliegenden Beschlussvorlage dargestellten Ergebnis zur Abwägung vor. 
Bürgerinnen und Bürger haben sich nicht zur Planung geäußert. 

Es wurden unterschiedliche Hinweise vorgebracht, welche in die Planunterlagen 
aufgenommen wurden. 
  
Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange sowie die 
Nachbargemeinden, die sich zur Planung geäußert haben, sind von dem Ergebnis 
der Abwägung in Kenntnis zu setzen. Hierzu wird ihnen das Ergebnis der 
Abwägung schriftlich mitgeteilt. 
  
Das Bebauungsplanverfahren wird im regulären Verfahren einschließlich 
Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, Umweltbericht nach § 2a Baugesetzbuch 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634) 
und paralleler Teiländerung des Flächennutzungsplans durchgeführt. 
  
Der Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ ersetzt innerhalb seines 
Geltungsbereiches den rechtskräftigen Bebauungsplan „Am Zunderbaum“ von 
1990. 
    
Der Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ ist 
gem. § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich bekannt zu machen. Mit der Bekanntmachung 
tritt der Bebauungsplan in Kraft.
  

Anlage/n

1 Planzeichnung (öffentlich)
2 Begründung (öffentlich)
3 Gemeinsamer Umweltbericht (öffentlich)
4 Schalltechnisches Gutachten (öffentlich)
5 Gesamtabwägung (öffentlich)
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Bearbeitet
für die Kreisstadt Homburg
Völklingen, im Juli 2022
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Kreisstadt HOMBURG

BEBAUUNGSPLAN
"Am Zunderbaum, 1. Änderung"

  Planungsstand: Satzung gem. § 10 BauGB

VERFAHRENSVERMERKE RECHTSGRUNDLAGEN
Bundesgesetze

Baugesetzbuch (BauGB) neugefasst durch Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I, S. 3634), das
zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist.

Baunutzungsverordnung (BauNVO), in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBl. I, S.
3786), die durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Planzeichenverordnung (PlanzV) vom 18. Dezember 1990 (BGBl. 1991 I S. 58), die zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802) geändert worden ist.

Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) vom 29. Juli 2009 (BGBl I, S 2542), das zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3908) geändert worden ist.

Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I,
S. 1274), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 24. September 2021 (BGBl. I S. 4458) geändert worden ist.

Wasserhaushaltsgesetz (WHG), vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes
vom 18. August 2021 (BGBl. I S. 3901) geändert worden ist.

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG),   in der Fassung der Bekanntmachung vom 18. März
2021 (BGBl. I S. 540), das durch Artikel 14 des Gesetzes vom 10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert
worden ist.

Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), das zuletzt durch Artikel 5 des
Gesetzes vom 3. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2694) geändert worden ist.

Landesgesetze

Bauordnung für das Saarland (LBO), in der Fassung vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt S. 822), zuletzt geändert
durch Artikel 1 des Gestzes vom 04. Dezember 2019 (Amtsbl. I S. 211).

Saarländisches Naturschutzgesetz (SNG) in der Fassung vom 05. April 2006 (Amtsblatt S. 726), zuletzt geändert
durch Artikel 162 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Saarländisches Wassergesetz (SWG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. Juli 2004 (Amtsblatt S.
1994), zuletzt geändert durch Artikel 173 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung im Saarland (SaarlUVPG) in der Fassung vom 30. Oktober
2002 (Amtsblatt. S. 2494), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 13. Februar 2019 (Amtsbl. I S. 324).

Kommunalselbstverwaltungsgesetz (KSVG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 27. Juni 1997 (Amtsbl. S.
682), zuletzt geändert durch Artikel 60 des Gesetzes vom 8. Dezember 2021 (Amtsbl. I S. 2629).

N M 1 : 1.000   (im Original)

Teil B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN ÜBERSICHTSPLAN

Ohne Maßstab

I. Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB und BauNVO
1. Art der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Festgesetzt wird ein eingeschränktes Gewerbegebiet (GEe1) gem. § 8 BauNVO

  Zulässig sind gem. § 8 Abs. 2 BauNVO
- nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe,
- Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude,
Ausnahmsweise zulässig gem. §1 Abs. 6 BauNVO
- Anlagen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke
Unzulässig gem. § 1 Abs. 6 BauNVO
- Vergnügungsstätten,
- Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter,
- Tankstellen
- Anlagen zur Erzeugung von Kompost aus organischen Abfällen mit einer Durchsatzleistung von mehr als

3000 Mg je Jahr in offener Bauweise.
Gem. § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass
- Bordelle und bordellartige Betriebe/ Dienstleistungen mit sexuellem Hintergrund sowie

Einzelhandelseinrichtungen im Bebauungsplan unzulässig sind,
- Kioske sowie kioskartige Betriebe zum Verkauf landwirtschaftlicher Produkte zulässig sind.

2. Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB
2.1  Höhe baulicher Anlagen gem. § 18 BauNVO
       Es wird ein maximale Höhe von 15 m über dem Höhenbezugspunkt (Straße "Am Zunderbaum" - siehe Plan)

festgesetzt.

2.2 Grundflächenzahl gem. § 19 BauNVO
Es wird eine maximale Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 festgesetzt.

3. Bauweise gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
Gem. § 22 Abs. 4 BauNVO wird in den Gewerbegebieten eine abweichende Bauweise festgesetzt. Diese ist
dadurch definiert, dass Gebäudelängen über 50m zulässig sind und ohne Grenzabstand gebaut werden
darf.

4.  Überbaubare Grundstücksfläche gem. § 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
    Gem. § 23 Abs. 3 BauNVO werden die überbaubaren Grundstücksflächen durch Baugrenzen festgesetzt.

Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann zugelassen werden.

5. Stellplätze, Garagen und Nebenalagen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB
Stellplätze, Garagen und Carports und deren Zufahrten sind gem. § 12 Abs. 1 BauNVO innerhalb und
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

 Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren
Grundstücksflächen zulässig, auch, soweit der Bebauungsplan für sie keine besonderen Flächen festsetzt.
Nebenanlagen gem. § 14 Abs. 2 BauNVO sind allgemein zulässig. Dies gilt insbesondere für
fernmeldetechnische Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, soweit nicht § 14 Abs. 1
BauNVO Anwendung findet.
Gem. § 14 Abs. 3 BauNVO sind baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung solarer Strahlungsenergie in,
an und auf Dach- und Außenwandflächen und Kraft-Wärme-Kopp- lungsanlagen in Gebäuden zulässig,
auch wenn die erzeugte Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz eingespeist wird.

6. Verkehrsflächen gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB
Gem. § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB wird ein Einfahrtsbereich sowie ein Ein- und Ausfahrtsbereich entlang der
Straße "Am Zunderbaum" festgesetzt. In Richtung B 423 (Bexbacher Straße) wird ein 30 m langer Bereich
für die Einfahrt festgesetzt, eine Ausfahrt auf die Straße "Am Zunderbaum" ist hier unzulässig. Im übrigen
Bereich sind Ein- und Ausfahrten zulässig.

Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat am 12.09.2019 die Aufstellung des Bebauungsplanes "Am
Zunderbaum, 1. Änderung" beschlossen (§ 2 Abs. 1 BauGB).

Der Beschluss, den Bebauungsplan aufzustellen, wurde am 16.10.2019 ortsüblich bekannt gemacht (§ 2 Abs. 1
BauGB).

Die frühzeitige Beteiligung der Bürger wurde vom 30.10.2019 bis einschl. 02.12.2019 in Form einer Offenlage
durchgeführt (§ 3 Abs. 1 BauGB).

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit Schreiben vom 23.10.2019 an der
Aufstellung des Bebauungsplanes beteiligt (§ 4 Abs. 1 BauGB). Die Frist zur Abgabe einer Stellungnahme
endete am 02.12.2019.

Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat in seiner Sitzung am 31.03.2022 den Entwurf des Bebauungsplans
gebilligt. Der Entwurf des Bebauungsplans, bestehend aus Teil A (Planzeichnung), Teil B (Textteil) und der
Begründung einschließlich dem Umweltbericht hat in der Zeit vom 30.05.2022 bis einschließlich 01.07.2022
öffentlich ausgelegen (§ 3 Abs. 2 BauGB).

Ort und Dauer der Auslegung wurden mit dem Hinweis, dass Anregungen während der Auslegungsfrist von
jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können, am 23.05.2022 ortsüblich bekannt
gemacht.

Die nach § 4 Abs. 2 BauGB zu beteiligenden Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange wurden mit
Schreiben vom 30.05.2022 an der Planung beteiligt und von der Auslegung benachrichtigt. Die Frist zur Abgabe
einer Stellungnahme endete am 01.07.2022.

Während der Auslegung gingen Anregungen ein, die vom Stadtrat am __.__.____ geprüft wurden. Das Ergebnis
wurde denjenigen die Anregungen vorgebracht haben mitgeteilt (§ 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB).

Der Stadtrat der Kreisstadt Homburg hat am __.__.____ den Bebauungsplan "Am Zunderbaum, 1. Änderung" als
Satzung beschlossen (§ 10 BauGB). Der Bebauungsplan besteht aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Textteil (Teil B) sowie der Begründung und dem Umweltbericht.

Homburg, den __.__.____ Der Oberbürgermeister

Der Bebauungsplan "Am Zunderbaum 1. Änderung" wird hiermit als Satzung ausgefertigt.

Der Satzungsbeschluss wurde am __.__.____ ortsüblich bekannt gemacht (§ 10 Abs. 3 BauGB). Mit dieser
Bekanntmachung tritt der Bebauungsplan "Am Zunderbaum, 1. Änderung", bestehend aus der Planzeichnung
(Teil A), dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung und dem Umweltbericht, in Kraft. In der Bekanntmachung ist
auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung
sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von
Entschädigungsansprüchen hingewiesen worden.

Homburg, den __.__.____ Der Oberbürgermeister

Teil A: PLANZEICHNUNG LEGENDE
1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

eingeschränktes Gewerbegebiet

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

         GRZ (Grundflächenzahl): 0,8

       GOKmax Höhe baulicher Anlagen hier: maximale
Gebäudeoberkante (GOKmax): 15 m über
dem gekennzeichneten Höhenbezugspunkt

3. Bauweise, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

a abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze (§ 23 Abs. 3 BauNVO)

Nutzungsschablone

1 Baugebiet
2 Grundflächenzahl (GRZ)
3 maximale Gebäudehöhe
4 Bauweise

4. Verkehrsflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Einfahrtbereich

Ein- und Ausfahrtbereich

5. Sonstige Planzeichen

Grenze des räumlichen Geltungsbereichs des
Bebauungsplans

Oberidische 20-kv-Leitung einschl.
Schutzstreifen (Pfalzwerke)

Freileitungsmast einschl.
Schutzradius (Pfalzwerke)

Höhenbezugspunkt (BZG)

1 2

3 4

8. Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB
Die nicht überbauten Grundstücksflächen sind zu begrünen und gärtnerisch mit Pflanzen (Gehölze,
Stauden, Gräser, etc.) anzulegen. Unzulässig sind mit einem das Aufkommen von Vegetation
verhindernden und eingeschränkten Material bedeckte Flächen wie z.B. Split-, Kies-, Glas-, Sandflächen
etc.
Im Bereich oberirdischer Park- und Stellplätze ist je fünf Park-/Stellplätze mindestens ein Hochstamm zu
pflanzen.
Für Neupflanzungen innerhalb des Geltungsbereiches sind standortgerechte, einheimische Gehölze bzw.
für Stellplatzbegrünungen verträgliche Gehölze gem. GALK-Liste zu verwenden.

9. Festsetzung gem. § 9 Abs. 7 BauGB
       Grenze des räumlichen Geltungsbereiches (siehe Planzeichnung)
II. Festsetzung gem. § 9 Abs. 1a i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB

Es erfolgt eine Kompensation des entstehenden Defizits von 16.500 ÖWE (Ökowerteinheiten) mittels des
Erwerbs von Ökopunkten. Die näheren Details werden gem. § 1 a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 11 BauGB in
einem städtebaulichen Vertrag geregelt. Der Ausgleich wird nach Maßgabe der Satzung der Kreisstadt
Homburg zur Erhebung von Kostenerstattungsbeiträgen nach §§ 135a-135c BauGB vom 26.11.1998
zugeordnet (§ 9 Abs. 1a Satz 2 BauGB).

III. Festsetzung gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 85 LBO
Gem. § 85 Abs. 7 LBO ist die Lage der Stellplätze so zu organisieren, dass ein Rückstau von Fahrzeugen
(insbesondere von LKW) auf die Straße "Am Zunderbaum" vermieden werden kann.
Gem. § 85 Abs. 2 LBO i.V.m. § 49 a Saarländisches Wassergesetz (SWG) ist das Niederschlagswasser vor
Ort zu nutzen, zu versickern, zu verrieseln oder in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten. Ausgenommen
davon ist das von Gebäuden sowie von Verkehrs- und Parkflächen anfallende Niederschlagswasser
welches in der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes nicht versickert werden darf. Die betreffenden
Flächen sind vollversiegelt herzustellen und das anfallende Niederschlagswasser ist in die Kanalisation
einzuleiten.

IV. Nachrichtliche Übernahmen gem. § 9 Abs. 6 BauGB
Das Plangebiet liegt innerhalb der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes "Homburg-Beeden". Die
entsprechende Schutzgebietsverordnung ist zu beachten. Bei Betrieben, die eine Ausnahme von den
Verbotstatbeständen der Wasserschutzgebietsverordnung benötigen, sind entsprechende bauliche
Schutzvorkehrungen, wie z.B. eine wasserundurchlässige Ausführung, zu treffen und im Zuge der
Baugenehmigung nachzuweisen.
Das DVGW-Arbeitsblatt W 101 sowie das ATV-Regelwerks A 142 sind (in Bezug auf das
Trinkwasserschutzgebiet "Homburg-Beeden") zu berücksichtigen.

7. Immissionsschutz (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Tabelle
angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (06:00 bis 22:00 Uhr) noch nachts
(22:00 bis 06:00 Uhr) überschreiten.

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5.
Wenn dem Vorhaben nur ein Teil der Teilfläche zuzuordnen ist, sind die Gleichungen (4) und (6), Abschnitt
5 der DIN 45691:2006-12 auf diesen Teil anzuwenden. Ein Vorhaben erfüllt auch dann die
schalltechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes, wenn der Beurteilungspegel L r,j den
Immissionsrichtwert an den maßgeblichen Immissionsorten am Tag (06:00 Uhr bis 22:00 Uhr) und in der
Nacht (22:00 Uhr bis 06:00 Uhr) um mindestens 15 dB unterschreitet. Eine Überschreitung der
Lärmkontingente am Emissionsort ist nur durch entsprechende Schallschutzmaßnahmen und unter
Berücksichtigung der einzuhaltenden Werte am Imissionsort zulässig. Eine Überprüfung erfolgt vor der
Bauausführung.

V. Hinweise

Ökologie und Klima
Seitens des Biosphärenzweckverbandes Bliesgau wird eine naturnahe Gestaltung von Grünflächen sowie die
Anwendung von insektenfreundlicher Beleuchtung empfohlen. Zudem wird allgemein auf die Belange des
Klimaschutzes, des Naturschutzes und der nachhaltigen Mobilität hingewiesen.
Es wird auf den § 39 BNatSchG hingewiesen nach dem Rodungen zwischen dem 1. März und dem 30.
September unzulässig sind.
Grundwasserschutz
Das LUA weist auf folgende Auflagen hinsichtlich nachfolgender Genehmigungsverfahren im
Wasserschutzgebiet hin: Erdwärmesonden sind nicht genehmigungsfähig. Die Genehmigungsfähigkeit von
Erdwärmekollektoren ist im Einzelfall zu prüfen. Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder
Dränschichten, für die Verfüllung von Arbeitsräumen (Kanalgräben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- und
Oberbau von Verkehrs- und Parkflächen darf nur Material verwendet werden, das keine auslaugbaren
wassergefährdenden Bestandteile enthält (geeignetes Naturmaterial) bzw. Material, das der Einbauklasse 0 der
LAGA Mittei-lung M20 (Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen Stand,
September 2005) entspricht. Sofern eine Gründung von Bauwerken mittels Bohrpfählen erfolgen soll und diese in
den Grundwasserhorizont reichen, stellt die Maßnahme einen Benutzungstatbestand im Sinne des § 9 Abs. 1 Nr.
4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dar, der gemäß § 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf.
Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, Argar und
Verbraucherschutz als oberste Wasserbehörde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1 Saarländisches Wassergesetz - SWG).
Altlasten
Sind im Plangebiet Altlasten oder altlastenverdächtige Flächen bekannt, oder ergeben sich bei späteren
Bauvorhaben Anhaltspunkte über schädliche Bodenveränderungen, besteht gem. Saarländisches
Bodenschutzgesetz (SBodSchG) die Verpflichtung, das Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz zu
informieren.
Denkmalschutz
Das Landesdenkmalamt weist auf die Anzeigepflicht von Bodenfunden und das Veränderungsverbot gem.
saarländischem Denkmalschutzgesetz hin.
Kampfmittel
Sollten Kampfmittel gefunden werden, so sind die zuständige Polizeidienststelle und der
Kampfmittelbeseitigungsdienst unverzüglich zu verständigen.
Versorgungsleitungen
Die Pfalzwerke Netz AG weist auf die das Plangebiet tangierende 20-kv-Freileitung und den dazugehörigen 20m
breiten Schutzstreifen sowie den Maststandort Nr. 802931 einschließlich des 8m breiten Schutzradius hin.
Aufgrund der geringen Höhe der Freileitung, der Gewährleistung der Zugänglichkeit der Anlagen sowie
notwendiger Schutzvorkehrungen vor leitungsgefährdenden Maßnahmen innerhalb des Schutzstreifens bzw.
Schutzradius, ist im Zuge der Baugenehmigung eine Beteiligung des Leitungsträgers erforderlich. Die Pfalzwerke
Netz AG weist ausdrücklich darauf hin, dass vor Baubeginn eine aktuelle Planauskunft über die Online
Planauskunft der Pfalzwerke Netz AG eingeholt werden sollte.
Die dargestellte Freileitung wurde zwischenzeitlich teilweise rückgebaut und soll innerhalb des Geltungsbereichs
im Laufe des Jahres vollständig zurück gebaut werden. Solange diese aber örtlich vorhanden ist, ist diese
Versorgungseinrichtung – wie bereits erfolgt – als Bestand zu berücksichtigen.
Die Creos Deutschland GmbH weist auf eine Gashochdruckleitung sowie den dazugehörigen 6 m breiten
Schutzstreifen hin die unmittelbar außerhalb des Geltungsbereichs verlaufen. Der sichere und störungsfreie
Betrieb der Leitung ist zu gewährleisten. Im Bereich des Schutzstreifens sind Baumaßnahmen grundsätzlich
nicht zulässig. Die Lagerung von Material und Aushub innerhalb des Schutzstreifens bedarf der vorherigen
Zustimmung. Das Überqueren bzw. Befahren des Schutzstreifens mit schweren Fahrzeugen ist im Vorfeld mit
dem Beauftragten der Creos Deutschland GmbH abzustimmen. Bei Planungen und Bauausführungen, die die
Gashochdruckleitung betreffen ist die jeweilig gültige Fassung der "Anweisung zum Schutz von
Gashochdruckleitungen" der Creos Deutschland GmbH zu beachten.
Im Plangebiet verlaufen Telekommunikationslinien der Telekom sowie der Vodafone Kabel Deutschland GmbH.
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der vorhandenen Telekommunikationslinien
vermieden werden und aus betrieblichen Gründen (z.B. im Falle von Störungen) der ungehinderte Zugang zu
den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und
Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse soweit freigehalten werden, dass sie gefahrlos geöffnet und ggf.
mit Kabelziehfahrzeugen angefahren werden können.
Störfallbetriebe
Das LUA weist darauf hin, dass im Falle der Ansiedlung eines Störfallbetriebes die nach der KAS18 zu
berechnenden Achtungsabstände zu benachbarten Schutzobjekten einzuhalten sind.
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1 VORBEMERKUNGEN / ZIEL DER AUFSTELLUNG 
Verfahren Der Rat der Kreisstadt Homburg hat den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-

ungsplans „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ mit paralleler Teiländerung des Flä-
chennutzungsplans, welche für die Schaffung der planungsrechtlichen Voraus-
setzungen für ein eingeschränktes Gewerbegebiet am Rande des Gewerbeparks 
Zunderbaum erforderlich sind, gefasst. 

Die vorliegende Bauleitplanung wurde im regulären Verfahren, mit frühzeitiger 
Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 1 BauGB, frühzeitiger Beteiligung der 
Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 BauGB und Umweltbericht, erstellt. 

Der Umweltbericht gemäß § 2a BauGB wurde als eigenständiges Dokument er-
arbeitet und gilt sowohl für die vorliegende Teiländerung des Flächennutzungs-
planes als auch für den vorliegenden Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Än-
derung“.  

Im Vorfeld des eigentlichen Verfahrens erfolgten bereits Abstimmungen mit den 
zuständigen Fachbehörden. 

Mit der Bearbeitung der Bauleitpläne wurde die agstaUMWELT GmbH, Arbeits-
gruppe Stadt- und Umweltplanung, Saarbrücker Straße 178, 66333 Völklingen 
beauftragt. 

Ziel und Anlass  
der Planung Der rechtskräftige Bebauungsplan „Am Zunderbaum“ setzt mit wenigen Ausnah-

men ein Industriegebiet gem. § 9 BauNVO fest. Der Bereich der vorliegenden 
Änderung im Kreuzungsbereich der „Berliner Str.“, „Bexbacher Str.“ und der 
Straße „Am Zunderbaum“ befindet sich innerhalb einer nach § 9 Abs. 1 Nr. 20 
BauGB festgesetzten Maßnahmenfläche. Die Maßnahmenfläche wurde indes 
nicht durch eine Zweckbestimmung oder die Zuweisung einer Kompensation nä-
her bestimmt. Überdies ist die Fläche inzwischen einer Folgenutzung zugeführt 
und wird für landwirtschaftliche Zwecke genutzt. Für den Geltungsbereich bietet 
sich somit unter Berücksichtigung ebenjener und unten genannter Faktoren die 
Möglichkeit einer gewerblichen Entwicklung. 

Gemäß § 1 Abs. 3 Satz 1 BauGB hat die Gemeinde die Bauleitpläne aufzustellen, 
sobald und soweit es für die städtebauliche Entwicklung und Ordnung erforder-
lich ist. Die Erforderlichkeit ergibt sich, wenn vor dem Hintergrund der kommuna-
len Entwicklungsvorstellungen ein planerisches Vorgehen geboten scheint, da 
andernfalls eine nachhaltige städtebauliche Entwicklung gefährdet ist. Im vorlie-
genden Fall ergibt sich die Erforderlichkeit daraus, dass die Flächen im Geltungs-
bereich einer gewerblichen Entwicklung zugeführt werden sollen. Der Standort 
soll komplementär zu den gewerblichen Entwicklungen im nahen räumlichen Um-
feld ausgebaut werden, die durch den Bebauungsplan „Industriepark Zunder-
baum“ ermöglicht wurden. Ziel der Stadt Homburg ist die Ansiedlung weiterer 
ergänzender Nutzungen einschließlich der Herstellung von Arbeitsplätzen mittels 
der Aktivierung einer Fläche, die aufgrund ihrer bereits vorhandenen Erschlie-
ßung, der Lage im Siedlungsraum, der restriktionsarmen naturschutzfachlichen 
Gegebenheiten und der anthropogenen Vornutzung (Landwirtschaft) als geeig-
nete Potentialfläche darstellt. 
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Die Umnutzung der Flächen entspricht den landesplanerischen Vorgaben, wel-
che für den Geltungsbereich ein Vorranggebiet für Gewerbe (VG) darstellen. Ge-
mäß § 1 Abs. 4 BauGB sind die Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung an-
zupassen. Grundsätzlich sollen Gewerbe- und Industrieflächen sowie Konversi-
onsflächen in VG vorrangig wieder einer gewerblichen Nutzung zugeführt wer-
den. 

Um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für die geplante Nachnutzung der 
Brachfläche und insgesamt für eine geordnete städtebauliche Entwicklung des 
Gesamtareals zu schaffen, ist die Aufstellung eines Bebauungsplanes mit paral-
leler Teiländerung des Flächennutzungsplanes erforderlich. 

Rechtliche 
Grundlagen Den Darstellungen und dem Verfahren der Aufstellung des Bebauungsplans „Am 

Zunderbaum, 1. Änderung“ liegen im Wesentlichen die auf dem Plan enthaltenen 
Rechtsgrundlagen zugrunde. 
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2 PLANGEBIET / BESTANDSSITUATION 

Lage und Größe Das Plangebiet umfasst rund 0,65 ha, liegt im Stadtteil Erbach-Reiskirchen und 
befindet sich westlich des Kreuzungspunktes der „Berliner Str.“, „Bexbacher Str.“ 
(B423) und der Straße „Am Zunderbaum“. Der Geltungsbereich umfasst die Flur-
stücke 1716/ 15 und 1722/ 18 und ist der nachfolgenden Abbildung zu entneh-
men. 

 
Abbildung 1: Räumliche Grenze des Bebauungsplans, genordet, ohne Maßstab 

 
Quelle: Stadt Homburg 
 

Vorhandene und  
umgebende   
Nutzung Derzeit wird das Plangebiet intensiv landwirtschaftlich genutzt. Im nordwestlichen 

Bereich grenzt nach einem Gehölzstreifen der Verwaltungsbau eines Automobil-
zulieferers an. Weiter nordwestlich hat ein Baustoffhändler und Logistiker seinen 
Firmensitz. Die östliche Begrenzung wird von der Bundesstraße 423 (Bexbacher 
Str.) gebildet. Weiter östlich schließt die Wohnbebauung der Sorauer Straße an. 
Im Süden wird das Plangebiet von der Straße „Am Zunderbaum“ begrenzt. Im 
weiteren Verlauf schließen sich geplante Gewerbe- und Industriegebiete an. Die 
besagten Flächen liegen im Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 137 „In-
dustriepark Zunderbaum“.  

Erschließung Der Geltungsbereich ist über die gleichnamige Straße „Am Zunderbaum“ er-
schlossen, welche auf die Bundestraße B 423 führt. Über diese Bundesstraße 
besteht nach rund 1,4 km ein direkter Autobahnanschluss an die A6. Die zukünf-
tige Ver- und Entsorgung wird über die die Straße „Am Zunderbaum“ erfolgen, in 
welcher die notwendigen Ver- und Entsorgungsanlagen bereitgestellt werden.  

Eigentum Die besagte Fläche befindet sich in Privateigentum.  

Bestandssituation Die Bestandssituation und die sich daraus ergebenden Konsequenzen für die 
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weitere Planung lassen sich im Wesentlichen wie folgt zusammenfassen: 

Themenbereich Kurzbeschreibung Handlungsbedarf im Rah-
men des Bebauungsplan-
verfahrens 

Geologie, Boden Der geologische Aufbau des Stadtgebietes Homburg ist in ers-
ter Linie durch den Buntsandstein gekennzeichnet. Im Bereich 
des Plangebietes sind überwiegend Braunerden aus quartären 
Terrassensanden -schottern vorzufinden. 

-/- 

Hydrologie Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Schutzzone III des 
Wasserschutzgebietes „Homburg-Beeden“ 
 

Gemäß § 3 der Wasserschutzgebietsverordnung (WSGVO) ist 
in Schutzzone III (…) „der Schutz vor weiterreichenden Beein-
trächtigungen, insbesondere vor nicht oder schwer abbaubaren 
chemischen und radioaktiven Verunreinigungen, zu gewähr-
leisten.“ 

Gemäß § 4 der WSGVO (…) „kann der Saarpfalz-Kreis als zu-
ständige untere Wasserbehörde auf Antrag im Einzelfall von 
den Schutzbestimmungen des § 3 Ausnahmen zulassen. 

Das Landesamt für Arbeitsschutz (LUA) weist auf Folgendes 
hinsichtlich des Grundwasserschutzes hin: 

1.Erdwärmesonden sind nicht genehmigungsfähig. Die Geneh-
migungsfähigkeit von Erdwärmekollektoren ist im Einzelfall zu 
prüfen. 

2.Für die Ausführung vorgesehener Sauberkeits-, Trag- oder 
Dränschichten, für die Verfüllung von Arbeitsräumen (Kanal-
gräben, Baugruben usw.) sowie für den Unter- und Oberbau 
von Verkehrs- und Parkflächen darf nur Material verwendet 
werden, das keine auslaugbaren wassergefährdenden Be-
standteile enthält (geeignetes Naturmaterial) bzw. Material, das 
der Einbauklasse 0 der LAGA Mitteilung M20 (Anforderungen 
an die stoffliche Verwertung von mineralischen Abfällen Stand, 
September 2005) entspricht. 

3.Sofern eine Gründung von Bauwerken mittels Bohrpfählen 
erfolgen soll und diese in den Grundwasserhorizont reichen, 
stellt die Maßnahme einen Benutzungstatbestand im Sinne des 
§ 9 Abs. 1 Nr. 4 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dar, der gemäß 
§ 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG bedarf. Zustän-
dig für die Erteilung der Erlaubnis ist das Ministerium für Um-
welt, Klima, Mobilität, Argar und Verbraucherschutz als oberste 
Wasserbehörde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1 Saarländisches Wasserge-
setz - SWG). 

Bei Übernahme der vorgenannten Punkte in die Begründung 
des Bebauungsplans bestehen gegen die Aufstellung des Be-
bauungsplans und Teiländerung des Flächennutzungsplans 
keine grundsätzlichen Bedenken. 

Entsprechende Festsetzun-
gen zur Versickerung und 
Versiegelung von Flächen. 

Berücksichtigung in den Fest-
setzungen zur Art der bauli-
chen Nutzung. 

Nachrichtliche Übernahme 
der Schutzbestimmungen. 

 

 

Aufnahme als Hinweis in die 
Planzeichnung. 

 Das Plangebiet befindet sich innerhalb eines Vorranggebiets 
für Grundwasserschutz (VW).  
 

Ziffer 56: „In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentli-
chen Wasserversorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu 
schützen. Eingriffe in Deckschichten sind zu vermeiden. Soweit 
nachteilige Einwirkungen durch unabweisbare Bau- und Infra-
strukturmaßnahmen zu befürchten sind, für die keine vertretba-

Entsprechende Festsetzun-
gen zur Versickerung und 
Versiegelung von Flächen 

Prüfung von Alternativen 
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ren Standortalternativen bestehen, ist durch Auflagen sicherzu-
stellen, dass eine Beeinträchtigung der Trinkwasserversorgung 
nicht eintritt.“ Das Vorranggebiet deckt sich mit dem o.g. Was-
serschutzgebiet 

Im VW können (…) „Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen 
in VG (…) betrieben werden, soweit sie auf die Erfordernisse 
des Grundwasserschutzes ausgerichtet werden.“ 

 
 

 
 

Entsprechende Schutzbe-
stimmungen in den Festset-
zungen 

 Die Fläche wird in Teilen erstmals bebaut, so dass die Vorga-
ben des § 49a SWG anzuwenden sind. 

Entsprechende Festsetzun-
gen zum Umgang mit dem 
Niederschlagswasser. 

Klima Für das Plangebiet ist gem. LAPRO2009 kein Kaltluftentste-
hungsgebiet kartiert. Eine Versiegelung landwirtschaftlicher 
Flächen wird jedoch zu einer Veränderung des Mikroklimas 
führen.  

Entsprechende Festsetzun-
gen zur Flächenversiegelung. 

Biotoptypen Die „Daten zum Arten- und Biotopschutz“ (ABSP) enthalten 
keine Aussagen zum besagten Plangebiet. 

-/- 

Fauna / Flora Das Plangebiet ist überwiegend durch die landwirtschaftliche 
Fläche geprägt, die zum Verfahrensstand mit einer Spargelkul-
tur bewirtschaftet ist. Zudem befindet sich umgrenzend an die 
Fläche landwirtschaftlich begleitende Flora im Sinne einer Wie-
senbrache. Im Plangebiet befinden sich keine geeigneten Ha-
bitatstrukturen für planungsrelevante Arten des Anh. IV der 
FFH-RL sowie für Vogelarten des Anh. I der VS-RL. 

Entsprechende Festsetzung 
zur Begrünung nicht bebauter 
Grundstücksflächen. 

Schutzgebiete / -ob-
jekte 

Keine geschützten Biotope und FFH-Lebensraumtypen betrof-
fen 

-/- 

 Kein Natura2000 Gebiet betroffen  -/- 

 Keine Naturschutzgebiete oder Naturparks betroffen -/- 

 Die Daten zum Landschaftsprogramm (LAPRO) enthalten 
keine Aussagen zum besagten Plangebiet. 

 

 Landschaftsschutzgebiet „Wald mit eingestreuten Gruenland-
Gebieten westlich und suedlich von Jaegersburg, Gruenland-
bereiche noerdlich Websweiler“ schließt östlich an die angren-
zende B423 an. Keine Betroffenheit. 

-/- 

 Im Bebauungsplan „Am Zunderbaum“ aus dem Jahr 1990 ist 
gem. § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB eine „Fläche zum Schutz, zur 
Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft“ 
festgesetzt. 

Für die Maßnahmenfläche 
gibt es keine näher definierte 
Zweckbestimmung oder Zu-
weisung einer Kompensati-
onsmaßnahme. Des Weiteren 
ist der Großteil der im Gel-
tungsbereich liegenden Flä-
che zwischenzeitlich bereits 
für landwirtschaftliche Zwecke 
in Anspruch genommen. Es 
gibt kein Kompensationsvolu-
men, dass aus den Festset-
zungen des Bebauungsplans 
"Am Zunderbaum" in die vor-
liegende Planung übertragen 
werden könnte. Im Zuge der 
vorliegenden Planung erfolgte 
eine Biotoptypenerfassung 
sowie die Zuweisung eines 
Kompensationsvolumens in 
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Ökopunkten (siehe Umwelt-
bericht, Kapitel 3). 

Orts- und Land-
schaftsbild 

Das Plangebiet ist durch die vorhandene landwirtschaftliche 
Bestandsnutzung, die umliegenden Gewerbe- und Industrie-
nutzungen sowie die viel befahrene vierspurige B423 geprägt. 

-/- 

Siedlungsstrukturen Im näheren Umfeld befindet sich die Wohnbebauung der Berli-
ner / Sorauer Straße. Die Gebäude befinden sich innerhalb ei-
nes reinen Wohngebietes (WR), woraus sich entsprechend 
hohe Schutzvorkehrungen betreffend schädlicher Lärmimmis-
sionen ergeben. 

Eine Lärmkontingentierung 
wurde erstellt.1 Die sich dar-
aus ergebenden Lärmkontin-
gente sowie Anforderungen 
an die Bauausführung wurden 
in den Festsetzungen er-
gänzt. 

Leitungen Im östlichen Bereich des Plangebietes befinden sich eine 20kV 
Freileitung sowie ein dazugehöriger Freileitungsmast die zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung von der Pfalzwerke Netz AG be-
trieben werden. Die Freileitung wurde zwischenzeitlich teil-
weise rückgebaut und soll innerhalb des Geltungsbereichs im 
Laufe des Jahres vollständig zurück gebaut werden. Solange 
diese aber örtlich vorhanden ist, ist diese Versorgungseinrich-
tung – wie bereits erfolgt – als Bestand zu berücksichtigen 

 

 

 

 

Innerhalb des Plangebietes verlaufen zum Zeitpunkt der 
Planaufstellung ebenfalls unterirdische Leitungen der Telekom 
sowie der Vodafone Kabel Deutschland GmBH. 

Die Anlagen wurden mit dem 
von der Pfalzwerke Netz AG 
angegebenen Schutzradius 
von 20m als zeichnerische 
Darstellung in die Planzeich-
nung aufgenommen. Die da-
für erforderlichen Schutzbe-
stimmungen sind den Hinwei-
sen der Planzeichnung zu 
entnehmen. 

Die von den betreffenden Un-
ternehmen angemeldeten 
Schutzbestimmungen sind 
den Hinweisen der Planz 

Verkehr Das Plangebiet befindet sich in unmittelbarer Nähe zum Kno-
tenpunkt B423 / Am Zunderbaum / Berliner Straße. Hier er-
folgte bereits ein Ausbau des Knotenpunktes im Zuge der Stan-
dortentwicklung des Gewerbeparks Zunderbaum. Das Rechts- 
und Ordnungsamt – Ortspolizeibehörde – weist in seiner Stel-
lungnahme vom 02.12.2019 darauf hin, dass sich bisweilen 
Rückstau vom o.g. Knotenpunkt während der Spitzenzeiten 
des nahegelegenen Wertstoffhofes ergeben, der sich negativ 
auf die Ausfahrt des Plangebietes auswirken könnte.  

In Bezug auf die Ausfahrtssi-
tuation wurde eine entspre-
chende Festsetzung getrof-
fen, die im östlichen Teil des 
Plangebietes (bis zu 80m ab 
dem Ampelbereich des ge-
nannten Knotenpunktes) le-
diglich Einfahrten zulässt. 

Altlasten Altlasten sind nach derzeitigem Kenntnisstand nicht vorhan-
den.  

Entsprechender Hinweise zur 
Informationspflicht des Lan-
desamtes für Umwelt- und Ar-
beitsschutz. 

Denkmalschutz Nach derzeitigem Kenntnisstand befinden sich innerhalb des 
Plangebietes keine Denkmäler.  

Entsprechender Hinweis über 
die Anzeigepflicht von Boden-
funden und das Verände-
rungsverbot. 

Störfallbetrieb Das Plangebiet befindet sich am Rande eines industriell/ ge-
werblich geprägten Umfeldes. Die Ansiedlung eines Störfallbe-
triebes ist somit nicht gänzlich ausgeschlossen. 

-/- 

 
  

 
1 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gerwerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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3 ÜBERGEORDNETE PLANUNGEN 

LEP Siedlung In Bezug auf den Landesentwicklungsplan - Teilabschnitt Siedlung vom 04. Juli 
2006 ist insbesondere auf die Festlegung Homburgs als Mittelzentrum hinzuwei-
sen. Weitergehende Regelungen, in Bezug auf die beabsichtige Planung, trifft 
der LEP Siedlung nicht. 

LEP Umwelt Im LEP Umwelt sind die Flächen des Geltungsbereichs einschließlich der an-
grenzenden Flächen als Vorranggebiet für Gewerbe, Industrie und Dienstleistun-
gen (VG) ausgewiesen. Solche Vorranggebiete dienen der Sicherung und Schaf-
fung von Dienstleistungs- und Produktionsstätten und den damit verbundenen 
Arbeitsplätzen. In VG sind Betriebe des industriell-produzierenden Sektors, des 
gewerblichen Bereiches sowie des wirtschaftsorientierten Dienstleistungsgewer-
bes zulässig. 

Daher sind in VG in größtmöglichem Umfang gewerbliche Bauflächen, Industrie- 
oder Gewerbegebiete bzw. Dienstleistungs-, Technologieparks oder Gründer-
zentren auszuweisen. Die Ansiedlung aller Formen des Einzelhandels mit mehr 
als 700 m² Verkaufsfläche sowie alle den v. g. Zielsetzungen entgegenstehende 
Nutzungen sind in VG nicht zulässig. 

Weiterhin legt der LEP Umwelt für den Bereich des Geltungsbereiches ein Vor-
ranggebiet für Grundwasserschutz (VW) fest. 

Vorranggebiete für Grundwasserschutz (VW) sind als Wasserschutzgebiete fest-
zusetzen. In VW ist das Grundwasser im Interesse der öffentlichen Wasserver-
sorgung vor nachteiligen Einwirkungen zu schützen. Eingriffe in Deckschichten 
sind zu vermeiden. Soweit nachteilige Einwirkungen durch unabweisbare Bau- 
und Infrastrukturmaßnahmen zu befürchten sind, für die keine vertretbaren 
Standortalternativen bestehen, ist durch Auflagen sicherzustellen, dass eine Be-
einträchtigung der Trinkwasserversorgung nicht eintritt. Die Förderung von 
Grundwasser ist unter Berücksichtigung einer nachhaltigen Nutzung auf das not-
wendige Maß zu beschränken, d.h. die Entnahme des Wassers soll an der Re-
generationsfähigkeit ausgerichtet werden. 

Überlagern sich Vorranggebiete für Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen 
(VG) mit Vorranggebieten für Grundwasserschutz (VW) wie im vorliegenden Fall, 
sind bauliche Planungen und Maßnahmen innerhalb der Wasserschutzzone I un-
zulässig. Dies ist hier nicht der Fall, da sich das Plangebiet innerhalb der Schutz-
zone III befindet. In den Wasserschutzzonen II und III sind Erschließungs- und 
Ansiedlungsmaßnahmen auf die Erfordernisse des Grundwasserschutzes aus-
zurichten. In Vorranggebieten für Grundwasserschutz (VW) können Gewerbe, In-
dustrie und Dienstleistungen betrieben werden, soweit sie auf die Erfordernisse 
des Grundwasserschutzes ausgerichtet werden.  

Darüber hinaus gehende Regelungen trifft der LEP Umwelt nicht. Aus dem LEP 
Umwelt ergeben sich somit keine Vorgaben, die der Planung widersprechen. 

FNP Nach § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu 
entwickeln. Im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt Homburg vom 
20.05.1981 ist der Geltungsbereich als Grünfläche bzw. Maßnahmenfläche und 
die übrigen umliegenden Flächen als gewerbliche Bauflächen dargestellt.  
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Der vorliegende Bebauungsplan überplant die oben genannten Flächen mit ei-
nem Gewerbegebiet und kann demnach nicht aus den derzeitigen Darstellungen 
des Flächennutzungsplans entwickelt werden.  

Der Flächennutzungsplan wird daher für den Bereich des Plangebietes im Paral-
lelverfahren geändert. Die nachfolgende Abbildung zeigt den Geltungsbereich 
auf Grundlage der Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes. 
Abbildung 2: Wirksamer Flächennutzungsplan der Stadt Homburg, genordet, ohne Maßstab 

 
Quelle: Stadt Homburg 

Einzelhandels- 

konzept Die erklärten Ziele des Einzelhandelskonzeptes der Stadt Homburg sind die Stär-
kung und Konzentration des Einzelhandels sowie die Verlagerung von zentren-
relevanten Einzelhandel in die zentralen Versorgungsbereiche. Um zentrale Ver-
sorgungsbereiche zu stärken und deren Entwicklung zu steuern, müssen neue 
Einzelhandelsvorhaben dorthin gelenkt und zum Teil auch reglementiert werden. 
Durch geeignete bauleitplanerische Festsetzungen ist sicherzustellen, dass sich 
an nicht integrierten Standorten keine weiteren (auch kleinflächigen) Einzelhan-
delsbetriebe ansiedeln. Dies entspricht dem landesplanerischen Grundsatz (53). 
In Bebauungsplänen für Gewerbe- oder Industriegebiete ist sicherzustellen, dass 
an Endverbraucher gerichtete Verkaufsstätten von Handwerksbetrieben oder 
sonstigen produzierenden oder weiterverarbeitenden Betrieben ausnahmsweise 
zugelassen werden können, wenn sie in unmittelbarem räumlichen und betriebli-
chen Zusammenhang mit dem Hauptbetrieb stehen, dem Hauptbetrieb flächen-
mäßig und umsatzmäßig deutlich untergeordnet ist und die Grenze der Großflä-
chigkeit nach § 11 Abs. 3 BauNVO nicht überschritten wird („Handwerkerprivi-

leg“).2 Von diesen untergeordneten Betrieben, welche auch in ihrer Verkaufsflä-
che beschränkt werden, ist nicht davon auszugehen, dass sie zu einer drohenden 
Beeinträchtigung der verbrauchernahen Versorgung führen oder aber potentiell 

 
2 Einzelhandelskonzept der Kreisstadt Homburg, Fortschreibung 2015, S. 70 
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schädliche Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereich haben. Als Konse-
quenz für den vorliegenden Bebauungsplan erfolgt ein Ausschluss von Einzel-
handelbetrieben für den Endverbraucher. 

4 PLANUNGSKONZEPTION UND FESTSETZUNGEN 

Planungskonzept  Für das Plangebiet besteht bereits ein Bebauungsplan („Am Zunderbaum“) aus 
dem Jahre 1990. Durch die vorliegende Planung sollen die Festsetzungen dieses 
Bebauungsplans in Teilen geändert werden. So soll die Maßnahmenfläche/ 
Grünfläche in ein eingeschränktes Gewerbegebiet gem. § 8 BauNVO geändert 
werden. Die Einschränkungen ergeben sich aus den Festsetzungen zum Immis-
sionsschutz sowie dem für den Standort verträglichen Nutzungskatalog. 

Da sich das Plangebiet am Rande eines industriell/gewerblich geprägten Umfel-
des befindet, dass über die Straße am „Am Zunderbaum“ sowie die Bexbacher 
Straße / B423 bereits umfassend erschlossen ist, eignet sich das Plangebiet ins-
besondere für eine Ergänzung des umliegenden Industrie- und Gewerbestandor-
tes. Die vorliegende Planung folgt zudem den Vorgaben der Landesplanung, die 
für das Plangebiet ein Vorranggebiet für Gewerbe, Industrie und Dienstleistung 
ausweist. Ein direkter Anschluss an die nahegelegene A6 und damit das überört-
liche Straßenverkehrsnetz gewährleistet, dass der durch die vorliegende Planung 
induzierte Verkehrsaufwand erwartungsgemäß nicht zu Lasten der angrenzen-
den Siedlungsbereiche erfolgt. Zudem sind die betroffenen Flächen bereits im 
Eigentum eines Investors, wodurch eine zügige Entwicklung gemäß den getroffe-
nen Festsetzungen zu erwarten ist. Dadurch kann im Plangebiet eine gewerbli-
che städtebauliche Entwicklung forciert werden, die sowohl dem Charakter des 
räumlichen Umfeldes als auch den übergeordneten planerischen Vorgaben ent-
sprechend an dieser Stelle im Stadtgebiet besonders geeignet ist. 

Art der baulichen 
Nutzung Hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung wird ein eingeschränktes Gewerbege-

biet (GEe) nach § 8 BauNVO mit den entsprechenden Einschränkungen der ge-
werblichen Nutzungsmöglichkeiten festgesetzt, um der nahgelegenen Wohnbe-
bauung (WR) entlang der Berliner Straße sowie der Lage in der Schutzzone III 
des WSG Homburg-Beeden Rechnung zu tragen. Durch die Festsetzung eines 
Gewerbegebietes wird den landesplanerischen Vorgaben Rechnung getragen. 
Die Festsetzungen eines eingeschränkten Gewerbegebietes orientieren sich an 
den üblicherweise in Mischgebieten zulässigen Gewerbebetrieben, die das Woh-
nen nicht wesentlich stören. Der abschließende Nutzungskatalog orientiert sich 
daher an den in § 6 BauNVO vorgebebenen Festsetzungen sowie dem Charakter 
des baulichen Umfeldes. Im vorliegenden GEe sind nicht wesentlich störende 
Gewerbebetriebe, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, Geschäfts-
, Büro- und Verwaltungsgebäude sowie Anlagen für sportliche Zwecke allgemein 
zulässig. 

Es wird gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO festgesetzt, dass Anlagen für kirchliche, kul-
turelle, soziale und gesundheitliche sowie sportliche Zwecke ausnahmsweise zu-
lässig sind. Damit ist die Fläche vor allem gemäß dem Charakter der angrenzen-
den Industrie- und Gewerbeflächen für die Ansiedlung von Gewerbe- und Hand-
werksbetrieben vorbehalten, eine sinnvolle Ergänzung durch derartige Nutzun-
gen kann im konkreten Einzelfall aber somit zumindest als Ausnahme zulässig 
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sein. Ferner wurde gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO festgesetzt, dass Einzelhandels-
einrichtungen nicht zulässig sind. Unter diesen Handel fällt der Verkauf von Wa-
ren ausschließlich oder überwiegend an letzte Verbraucher. Der Großhandel 
(Verkauf an Wiederkäufer) ist zulässig. Die Reglementierung begründet sich mit 
den Vorgaben des Einzelhandelskonzeptes und dem raumordnerischen Grund-
satz (53) nach LEP Siedlung wonach innerhalb bauleitplanerisch ausgewiesener 
bzw. auszuweisender gewerblicher Bauflächen Einzelhandelseinrichtungen aus-
geschlossen werden sollen. Es gilt der Gewerbevorrang, um Beeinträchtigungen 
auf zentrale Versorgungsbereiche zu vermeiden. Der Standort besitzt keine zent-
ralörtliche Lage. Weiterhin sind Kioske und kioskartige Betriebe zum Verkauf 
landwirtschaftlicher Produkte (z.B. Spargel, Erdbeeren, etc.) zulässig, da diese 
bereits jetzt am Standort betrieben werden und somit planungsrechtlich gesichert 
werden. 

Weiterhin wird gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO festgesetzt, dass Vergnügungsstätten 
nicht Teil des Bebauungsplans sind sowie gemäß § 1 Abs. 9 BauNVO festge-
setzt, dass Bordelle und bordellartige Betriebe/ Dienstleistungen mit sexuellem 
Hintergrund vom Bebauungsplan ausgeschlossen werden. Da Vergnügungsstät-
ten und Bordelle bzw. bordellartige Betriebe regelmäßig bei einem eher geringen 
Investitionsbedarf vergleichsweise hohe Gewinnerwartungen erzielen, können 
sie Auslöser für die Verdrängung traditioneller Gewerbebetriebe mit vergleichs-
weise hohem Investitionsbedarf sein, für die, die Gewerbegebietsausweisung ori-
ginär vorgesehen war. In der Folge kann dies zu Imageverlusten oder dem Ver-
lust der Lagequalität des Gebietes führen. Das Zusammenwirken dieser Faktoren 
kann zu so genannten Trading-Down-Effekten führen. Zudem werden durch die 
Häufung unzumutbare milieubedingte Störungen befürchtet. Darüber hinaus soll 
eine Verzerrung des Boden- und Mietpreisspiegels verhindert werden. Vor die-
sem Hintergrund wurden die oben genannten Betriebe als nicht zulässig erklärt. 
Für die ausgeschlossenen Betriebe / Nutzungen stehen an anderer Stelle im 
Stadtgebiet Flächen zur Verfügung. 

Die Unzulässigkeit für Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen so-
wie für Betriebsinhaber und Betriebsleiter ergibt sich aus dem potentiellen Emis-
sionskonflikt mit den angrenzenden Gewerbe- und Industriebetrieben. 

Darüber hinaus ergibt sich die Unzulässigkeit für Anlagen zur Erzeugung von 
Kompost aus organischen Abfällen aus der Nähe zum angrenzenden Wohnge-
biet entlang der Berliner Straße. 

Aufgrund einer potentiellen Konfliktträchtigkeit mit dem Wasserschutzgebiet fin-
det auch ein Ausschluss von Tankstellen statt. 

Maß der baulichen 
Nutzung Das Maß der baulichen Nutzung wird im vorliegenden Bebauungsplan gemäß § 

9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO in den Gewerbegebieten durch Festsetzung 
der zulässigen Grundflächenzahl (GRZ) und der Höhe baulicher Anlagen be-
stimmt. Zur Gewährleistung einer größtmöglichen Flexibilität hinsichtlich einer 
späteren Bebauung wurde eine GRZ von 0,8 festgesetzt. Dies entspricht dem 
Orientierungswert des Maßes der baulichen Nutzung sowie den Festsetzungen 
der angrenzenden Bebauungspläne. 

Des Weiteren wurde im Bebauungsplan unter Berücksichtigung des Orts- und 
Landschaftsbildes auf eine verträgliche Höhenentwicklung durch Festsetzung 
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der maximalen Höhe baulicher Anlagen (maximale Gebäudeoberkante) hinge-
wirkt. Bezugspunkt ist die angrenzende Straße „Am Zunderbaum“ südlich des 
Geltungsbereichs. 

Bauweise Innerhalb der Gewerbegebiete wird die abweichende Bauweise gemäß § 22 Abs. 
4 BauNVO festgesetzt. Die abweichende Bauweise wird derart definiert, dass 
sowohl eine Grenzbebauung als auch Gebäudelängen von < 50m sowie > 50 m 
zulässig sind. Durch die Festsetzung einer abweichenden Bauweise wird eine 
flexible und effiziente Bebauung der zukünftigen Grundstücke gewährleistet. 

Überbaubare  
Grundstücksflächen Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen gemäß § 23 

Abs. 1 BauNVO festgesetzt. Dabei wird ein großzügiges Baufenster ausgewie-
sen, dass sich aufgrund der restriktionsarmen Fläche ausschließlich an der 
Grenze des Geltungsbereichs orientiert. Dadurch wird den zukünftigen Betrieben 
genügend Spielraum zu einer individuellen Bebauung der Grundstücke gelassen 
sowie unterschiedliche Varianten zur Realisierung des festgesetzten Nutzungs-
maßes ermöglicht. 

Flächen für Garagen,  
Carports Stellplätze  
u. Nebenanlagen  Stellplätze, Garagen und Carports und deren Zufahrten gem. § 12 Abs. 1 

BauNVO sowie Nebenanlagen gemäß § 14 Abs. 1 BauNVO sind innerhalb und 
außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig, auch, soweit der Be-
bauungsplan für sie keine besonderen Flächen festsetzt. Nebenanlagen gemäß 
§ 14 Abs. 2 BauNVO sind allgemein zugelassen. Dies gilt insbesondere für fern-
meldetechnische Nebenanlagen sowie für Anlagen für erneuerbare Energien, so-
weit nicht § 14 Abs. 1 BauNVO Anwendung findet. Mittels dieser Festsetzung 
wird den zukünftigen Grundstückseigentümern sowie den Netzbetreibern ausrei-
chend Spielraum für die Errichtung von Nebenanlagen eingeräumt.  

Gemäß § 14 Abs. 3 BauNVO sind baulich untergeordnete Anlagen zur Nutzung 
solarer Strahlungsenergie in, an und auf Dach- und Außenwandflächen und 
Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen in Gebäuden zulässig, auch wenn die erzeugte 
Energie vollständig oder überwiegend in das öffentliche Netz eingespeist wird. 
Damit kann ein Beitrag zur Nutzung von regenerativen Energiequellen auch im 
Hinblick auf den Klimawandel geleistet werden. 

Verkehr Im Hinblick auf die vorhandene verkehrliche Situation im Kreuzungsbereich der 
Straße „Am Zunderbaum“ / B 423 (Bexbacher Straße) wird ein Einfahrtsbereich 
sowie ein Ein- und Ausfahrtsbereich festgesetzt. Da bei einer Ausfahrt aus dem 
Plangebiet die Abbiegespur in Richtung Autobahn gequert werden muss, wird 
festgesetzt, dass in Richtung Kreuzungsbereich keine Ausfahrt zulässig ist. Die 
Ausfahrt aus dem Plangebiet auf die Straße im „Am Zunderbaum“ ist daher nur 
im Bereich Richtung Industriepark zulässig. Die Einfahrt in das Plangebiet ist über 
die gesamte Strecke der Straße „Am Zunderbaum“ zulässig. 
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Immissionsschutz Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB werden auf Grundlage eines Lärmgutachtens3 
folgende Emissionskontingente nach den Vorgaben der DIN 45691 [3] festge-
setzt: 

  

Teilfläche Nutzbare Fläche in m² Emissionskontingent 

In dB(A)/m² 

LEK, tags LEK, nachts 

GEe 5.560 m² 59 48 

  
Der Immissionsort, der als Bezugspunkt für die schalltechnischen Untersuchen 
herangezogen wurde, war die ca. 145 m entfernte Wohnbebauung in der Sorauer 
Straße, die sich innerhalb eines reinen Wohngebietes (WR) befindet.  

Die Höhe der Kontingente wurde unter Berücksichtigung der geräuschintensiven 
Vorbelastungen so festgelegt, dass die geltenden Immissionsrichtwerte weder 
tags noch nachts am betrachteten Immissionsort überschritten werden. Nutzun-
gen, die die Emissionskontingente überschreiten würden, sind mittels schalltech-
nischer Ausführung so abzuschirmen, dass eine Überschreitung der Immissions-
richtwerte in der nahgelegenen Wohnbebauung nicht stattfindet. Eine entspre-
chende Untersuchung kann im Zuge der Baugenehmigung erfolgen. 

 Zur Gewährleistung eines gewissen Grünanteils im Plangebiet wird festgesetzt, 
dass die nicht überbaubaren Grundstücksflächen zu begrünen und gärtnerisch 
mit Pflanzen (Gehölze, Stauden, Gräser, etc.) anzulegen sind. Ausgeschlossen 
werden dabei sog. Schottergärten also mit einem das Aufkommen von Vegeta-
tion verhindernden und eingeschränktem Material bedeckte Flächen wie z.B. 
Split-, Kies-, Glas-, Sandflächen, etc.  

 Des Weiteren ist je 5 Park-/Stellplätze mindestens ein Hochstamm zu pflanzen. 
 Bei Neupflanzungen sind einheimische, standortgerechte Gehölze zu verwen-

den. Dadurch soll unter anderem sichergestellt werden, dass vorkommende 
(meist synanthrope) Tierarten auch nach Umsetzung der Planung geeignete Le-
bensräume bzw. Nahrungshabitate vorfinden. 

 
Kompensations- 
maßnahme Zur Kompensation des im Umweltbericht dokumentierten und bewerteten Ein-

griffs erfolgt eine Festsetzung gem. § 9 Abs. 1a i.V.m. § 1a Abs. 3 BauGB. Diese 
ist erforderlich um den naturschutzfachlichen Ausgleich zu erbringen. Das im 
Umweltbericht ermittelte Defizit von 16.500 Ökopunkten wird mittels des Erwerbs 
von Ökopunkten kompensiert. Eine nähere Ausgestaltung erfolgt mittels eines 
städtebaulichen Vertrages. 

Ordnung des  
Ruhenden Verkehrs Um einen geordneten Verkehrsfluss auf der Straße Am Zunderbaum zu gewähr-

leisten ist im Zuge der Baugenehmigung nachzuweisen, dass die Lage der Stell-
plätze so organisiert ist, dass ein Rückstau vermieden werden kann.  

 

 

 
3 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 

Anpflanzen von 
Bäumen, Sträuchern, 
und sonstigen 
Bepflanzungen 
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Rückhaltung und 
Versickerung von 
Niederschlagswasser Damit den Vorgaben des § 49a Saarländisches Wassergesetz (SWG) nachge-

kommen werden kann, ist das anfallende Niederschlagswasser vor Ort zu nut-
zen, zu versickern, zu verrieseln oder in ein oberirdisches Gewässer einzuleiten, 
wenn dies zu keiner Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit führt. Da vor 
Ort durch die restriktiven Vorgaben des Wasserschutzgebietes eine Versicke-
rung und Verrieselung nur bedingt möglich ist, wird zum Schutz des Bodens und 
des Grundwassers klärend festgesetzt, dass das von Verkehrs- und Parkflächen 
sowie von Gebäuden anfallende Niederschlagswasser nicht versickert oder ver-
rieselt werden darf. Die betreffenden Flächen müssen vollversiegelt hergestellt 
werden und das Wasser muss in die Kanalisation abgeleitet werden. 

Nachrichtl.  
Übernahme Zur städtebaulichen Beurteilung und zum Verständnis des Bebauungsplanes 

werden folgende Vorgaben und Regelungen nachrichtlich übernommen: 

• Die Vorgaben der Wasserschutzgebietsverordnung vom 24.01.2006 zum 
Wasserschutzgebiet 753-1-38, 

• Die Regelungen des DVGW-Arbeitsblatts w101 sowie des ATV-Regelwerks 
A142 

Hinweise  Hinweise für die nachfolgenden Planungsebenen werden gemäß eingegangenen 
Stellungnahmen, in den Bebauungsplan übernommen und sind der Planzeich-
nung zu entnehmen. 

 

5 AUSWIRKUNGEN DER PLANUNG – ABWÄGUNG 
Mit Realisierung der Planung sind Auswirkungen auf einzelne der in § 1 Abs. 6 
BauGB genannten Belange zu erwarten. Diese Auswirkungen werden im Folgen-
den erläutert und in die Abwägung mit eingestellt. Gemäß § 1 Abs. 7 BauGB sind 
bei der Aufstellung der Bauleitpläne die öffentlichen und privaten Belange gegen-
einander und untereinander gerecht abzuwägen.  

Die Festsetzungen des rechtskräftigen Bebauungsplanes „Am Zunderbaum“ sind 
bei der Beurteilung der geplanten Festsetzungen, insbesondere auch der geän-
derten Festsetzungen, der Auswirkungen, Eingriffe, usw. ebenfalls zu berück-
sichtigen 
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Die im Bebauungsplan getroffenen Festsetzungen bzw. die Standortwahl, be-
rücksichtigen die Belange nach gesunden Wohn- und Arbeitsverhältnissen in 
dem auf die Festsetzung eines Industriegebietes verzichtet und stattdessen ein 
Gewerbegebiet festgesetzt wurde. Die Auswirkungen der Standortentscheidung 
auf die nächstgelegene Wohnnutzung (Berliner Wohnpark 430 m Entfernung, 
Baugebiet an der „Bexbacher Str.“ 250 m Entfernung, die Wohnbebauung Lap-
pentascherhof bis zur Einmündung „Bexbacher Str.“ 900 m) durch Lärm, Verun-
reinigungen oder Erschütterungen wurden im Rahmen des damaligen Bebau-
ungsplanverfahren berücksichtigt und entsprechende Nachweise gutachterlich 
erbracht. Nach den damaligen Gutachten gab es keine nicht kompensierbaren 
Beeinträchtigungen, die gegen die Festsetzungen des Bebauungsplans spra-
chen. Die geplante Änderung entspricht der Nutzung des Umfeldes. Mit zusätzli-
chen negativen Auswirkungen auf diese Nutzungen ist auf Grund der geringen 
Größe des Plangebietes nicht zu rechnen. Bezüglich der in der vorliegenden Pla-
nung getroffenen Festsetzungen wurde zudem ein Lärmgutachten4 erstellt, das 
in Bezug auf einen potentiellen Nachtbetrieb die Auswirkungen auf die nächstge-
legene Wohnbebauung in der Sorauer Straße (Berliner Wohnpark) untersucht. 
Die im Gutachten ermittelte Lärmkontingentierung wurde in die Festsetzungen 
übernommen. Dadurch ist gewährleistet, dass die zukünftigen Nutzungen zu kei-
nen erheblich negativen Auswirkungen auf die besagte Wohnbebauung führen.  

Wohnbedürfnisse  
der Bevölkerung Der Bebauungsplan schafft die planungsrechtlichen Voraussetzungen zur Ent-

wicklung einer gewerblichen Nutzung innerhalb eines Vorranggebietes für Ge-
werbe und Industrie. Die Schaffung zusätzlichen Wohnraumes steht somit hier 
nicht zur Debatte. 

Die besagte Fläche wird derzeit landwirtschaftlich genutzt. Für Bildung, Sport, 
Freizeit und Erholung steht die Fläche daher nicht zur Verfügung, so dass sich 
aus der Planung keine negativen Auswirkungen ableiten lassen. Entsprechende 
Einrichtungen befinden sich mit dem Sportplatz des TuS Lappentascherhof wei-
ter südlich des Plangebietes. Zudem sind gemäß getroffener Festsetzung Anla-
gen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke aus-
nahmsweise zulässig. 

Die aufgeführten Belange werden durch das Vorhaben nicht tangiert. Nach den 
landesplanerischen Vorgaben ist die Ansiedlung aller Formen des Einzelhandels 
nicht zulässig. Demnach wurde im Bebauungsplan festgesetzt, dass Einzelhan-
delseinrichtungen nicht zulässig sind. Eine Zulässigkeit von Kiosken zum Verkauf 
landwirtschaftlicher Produkte stellt lediglich eine Sicherung der bestehenden 
kleinteiligen Verkaufsmöglichkeiten dar. Negative Auswirkungen auf die o.g. Be-
lange sind daher nicht zu erwarten.  

Negative Auswirkungen auf die Belange des Denkmalschutzes und der Baukultur 
sind ebenfalls nicht zu erwarten. Auf der Fläche befinden sich keine Bestandsge-
bäude. Durch die bauliche Überprägung einer landwirtschaftlich genutzten Flä-
che wird es zwangsläufig zu einer Veränderung des kleinräumigen Orts- und 
Landschaftsbildes kommen. Aufgrund der Festsetzungen zur GRZ, der maxima-
len Höhe sowie dem gewerblich / industriell geprägten Umfeld, wird es zu keiner 
negativen Beeinträchtigung des Belanges kommen. 

 
4  SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreis-

stadt Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 

Gesunde Wohn- 
und Arbeitsverhält-
nisse, Sicherheit 
der Wohn- und Ar-
beitsbevölkerung 

Soziale und kultu-
relle Bedürfnisse – 
Freizeit und Erho-
lung 

Erhaltung, Erneue-
rung, Fortentwick-
lung vorhandener 
Ortsteile – Erhal-
tung zentraler Ver-
sorgungsbereiche 

Baukultur, Denkmal-
schutz, Denkmal-
pflege, Orts- und 
Landschaftsbild 
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Kirchliche Belange Diese Belange werden von der Planung nicht berührt. 
 
 

Die nachstehenden Belange werden ebenfalls im Rahmen des Umweltberichtes 
betrachtet, der einen Teil der Begründung darstellt. 
 
 
a) Flora, Fauna, Schutzgut Boden, Schutzgut Wasser, Schutzgüter Luft und Klima  

Die landwirtschaftlich genutzte Fläche ist aktuell mit einer Spargelkultur bepflanzt 
und besitzt innerhalb der Ackerfläche nur spärlich ausgeprägte ackerbegleitende 
Flora. Die Grünstreifen um die Ackerfläche stellen eine Mischfläche aus Wiesen-
brache, Ackerrandstreifen und Saumbereichen zu den angrenzenden Gehölzbe-
ständen dar. Da die Wiesenbrachen flächenmäßig überwiegen, werden die Grün-
flächen um den Acker zunächst als Wiesenbrache angesprochen. Wie oben be-
reits ausgeführt, kommt es bei der vorliegenden Planung zu einer Inanspruch-
nahme einer festgesetzten Maßnahmenfläche. Da dieser aber keine konkreten 
Maßnahmen oder Kompensationsvolumen zugeordnet wurden, ergibt sich allein 
aus der Überplanung der Maßnahmenfläche keine Konsequenz für die Änderung 
des Bebauungsplans. Der Ausgleich der durch die Biotoptypenerfassung und -
bewertung ermittelten Kompensationsdefizite findet über den Kauf von Ökopunk-
ten statt (ca. 16.500). 

Im Plangebiet selbst sind keine Oberflächengewässer vorhanden. Dahingegen 
liegt es in einem Vorranggebiet für Grundwasserschutz und wurde daher als 
Wasserschutzzone III festgelegt. In Vorranggebieten für Grundwasserschutz 
(VW) können Gewerbe, Industrie und Dienstleistungen betrieben werden, soweit 
sie auf die Erfordernisse des Grundwasserschutzes ausgerichtet werden. Das 
Vorranggebiet wird durch das Trinkwasserschutzgebiet „Homburg-Beeden“ 
rechtlich konkretisiert. Die entsprechende Wasserschutzgebietsverordnung trifft 
dahingehend Verbote und Gebote, die die zulässigen Nutzungen reglementieren. 
Dieses wurde nachrichtlich in den Bebauungsplan übernommen.  
b) Schutzzweck eines Natura 2000-Gebietes 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb relevanter Schutzgebiete wie Landschafts-
schutzgebiete, Naturschutzgebiete, FFH- oder Vogelschutzgebiete. Diese sind 
somit von der Planung nicht betroffen.  
c) Schutzgut Mensch 

Das Schutzgut Mensch wird nach den Indikatoren Umwelteinwirkungen, Qualität 
des Wohnumfeldes und Möglichkeiten der Erholung und Freizeitnutzung bewer-
tet. Schädliche Auswirkungen resultieren in der Regel aus Lärmbelästigungen, 
Belastungen der Luft und des Bodens. Diese sind durch die vorgenommenen 
Änderungen und die bereits bestehenden Vorbelastungen, nur in geringen Um-
fang, zu erwarten. Dabei gilt insbesondere zu berücksichtigen, dass ringsum in-
dustrielle bzw. gewerbliche Nutzungen sowie die vielbefahrene B423 vorhanden 
sind. Zudem kam, wie bereits ausgeführt, eine Schallschutzuntersuchung5 zu 
dem Schluss, dass negative Auswirkungen bei Einhaltung der festgesetzten 
Lärmkontingente nicht zu erwarten sind.  

 
5 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 

Belange des Um-
weltschutzes (§ 1 
Nr. 7a – j) 
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d) Kultur- und Sachgüter 

Diesbezügliche Beeinträchtigungen sind nicht zu erwarten. Schutzwürdige Kultur-
güter sind im Plangebiet nicht vorhanden. Somit sind bei der Durchführung der Pla-
nung keine Beeinträchtigungen zu erwarten. Sollten bei Baumaßnahmen Boden-
funde zu Tage kommen, so besteht gem. SDschG eine Meldepflicht. 
e) Vermeidung von Emissionen und der Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Während der Bauarbeiten kommt es möglicherweise zu Abfällen, die fachgerecht 
zu entsorgen sind. Die Ver- und Entsorgung ist durch die angrenzenden Versor-
gungsleitungen in den Bestandsstraßen sichergestellt. Die Abwässer werden 
fachgerecht in das vorhandene System abgeleitet. 
f) Nutzung erneuerbarer Energien 

Die Möglichkeit der Nutzung erneuerbarer Energien wird durch die Festsetzun-
gen des Bebauungsplans grundsätzlich gewährleistet.  
g) Darstellung von Landschaftsplänen 

Die Änderung des Bebauungsplans steht nicht im Widerspruch zu den Belangen 
des Landschaftsplanes, auf Grund seiner Lage in einem Vorranggebiet für Ge-
werbe. Den Vorgaben des Vorranggebietes für Grundwasser werden durch ent-
sprechende Schutzvorkehrungen nachgekommen. Erheblich negative Auswir-
kungen sind daher nicht zu erwarten. 
h) Erhaltung der Luftqualität 

Bedeutende Beeinträchtigungen der Luftqualität sind durch die Änderung des Be-
bauungsplans nicht zu erwarten. Der Zuwachs an gewerblichen Flächen im Ver-
gleich zu den bestehenden ist gering.  
i) Wechselwirkungen 

Die nach den Vorgaben des BauGB zu betrachtenden Schutzgüter beeinflussen 
sich gegenseitig in geringfügigen Maßen. Durch die Realisierung der Planung 
verändert sich das Orts- und Landschaftsbild. Der Verlust landwirtschaftlichen 
Flächen führt dazu, dass vorhandene Biotopstrukturen verloren gehen, was im 
Gegenzug dazu führt, dass das Angebot an Tierlebensräumen reduziert wird.  
Durch die Versiegelung gehen die natürlichen Bodenfunktionen verloren und der 
Oberflächenabfluss wird erhöht. Die vollversiegelten Flächen heizen sich schnell 
auf und kühlen verzögert ab. Dies wirkt der Luftfeuchtigkeit entgegen. Lokalkli-
matische Verhältnisse werden geringfügig verändert, beschränken sich aber auf 
das Gebiet selbst.  

j) Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der nach dem Bebauungsplan zulässigen Vorhaben 
für schwere Unfälle oder Katastrophen zu erwarten sind 

Das Plangebiet befindet sich im Umfeld eines Gewerbe- und Industriegebietes. 
Die Ansiedlung eines Störfallbetriebes in unmittelbarer Nachbarschaft kann im 
vorliegenden Fall nicht ausgeschlossen werden. Anders als Gewerbebetriebe, 
dienen Industriegebiete ausschließlich der Unterbringung von Gewerbebetrieben 
und zwar vorwiegend solcher, die in Spalte 1 des Anhangs zur 4. BImSchV auf-
geführt sind. Solche Betriebe können also in einem Bebauungsplan nicht ausge-
schlossen werden, ohne dass das Gebiet seinen Charakter als Industriegebiet 
verliert. Im Falle der Ansiedlung sind die Bestimmungen der Störfallverordnung 
hinsichtlich Anlagengenehmigung, Verfahrensregelungen und Sicherheitsanfor-
derungen zu berücksichtigen. 
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Im Bebauungsplan wird ein Gewerbegebiet festgesetzt. Hier können also ge-
werbliche Nutzungen angesiedelt und Arbeitsplätze geschaffen werden. Durch 
den Ausschluss des Einzelhandels im Plangebiet wird gewährleistet, dass eine 
Beeinträchtigung benachbarter Zentren nicht zu erwarten ist. Es handelt sich 
hierbei nicht um ein Versorgungsschwerpunkt. 

Durch die Planung werden keine forstwirtschaftlichen Flächen in Anspruch ge-
nommen. Landwirtschaftliche Flächen sollen gem. § 1 a Abs. 2 BauGB nur im 
notwendigen Umfang umgenutzt werden. Die bestehende landwirtschaftliche 
Nutzung ist im rechtskräftigen Bebauungsplan nicht festgesetzt. Eine Nutzungs-
änderung ist demnach auch ohne die Festsetzungen der vorliegenden Bebau-
ungsplanänderung bereits möglich. Es gilt die Ausweisung als Vorranggebiet für 
Gewerbe. 

Die Belange des Post- und Telekommunikationswesens, einschließlich die der 
Versorgung insbesondere mit Energie, Wasser, sowie der Versorgungssicherheit 
werden nicht beeinträchtigt. Auch die Belange zur Sicherung von Rohstoffvor-
kommen werden nicht beeinträchtigt, da das Plangebiet nicht der Rohstoffgewin-
nung dient. 

Verkehr – und  
Mobilität Durch die geplante Nutzung wird zusätzlicher Ziel- und Quellverkehr in geringem 

Umfang induziert. Im Vergleich zu den umliegenden Nutzungen und der Größe 
des Plangebietes wird dieser aber vernachlässigbar sein. Das Gewerbegebiet ist 
durch den unmittelbaren Autobahnanschluss bestens an das überregionale Ver-
kehrsnetz angebunden, sodass erhebliche negative verkehrliche Auswirkungen 
nicht zu erwarten sind. 

Bezüglich einer Überlagerung des Rückstaus vom Knotenpunkt B423 / Am Zun-
derbaum / Berliner Straße mit den ausfahrenden Fahrzeugen des Plangebietes 
(auch hinsichtlich des Rückstaus ausgehend von den Spitzenstunden des Wert-
stoffhofes, wie in der Stellungnahme der Ortspolizeibehörde vom 02.12.2019 an-
geführt) wurden entsprechende Festsetzungen zu den Ein- und Ausfahrtsberei-
chen getroffen, sodass es zu keiner Überlagerung der Verkehre kommt.  

Belange der  
Verteidigung und des  
Zivilschutzes Diese Belange werden von der Planung nicht berührt. 
Belange eines städte- 
baulichen Entwicklungs- 
konzeptes Die Planung steht nicht im Widerspruch zu informellen, von der Stadt beschlos-

senen Planungen. 
Küsten- und  
Hochwasserschutz Auswirkungen auf den Hochwasserschutz sind nicht zu erwarten. 
Belange von 
Flüchtlingen Diese Belange werden von der Planung nicht berührt. 
 

6 PRÜFUNG VON PLANUNGSALTERNATIVEN 
Standortentscheidung Mit der vorliegenden Änderung wird das Ziel verfolgt, die verbleibende derzeit 

landwirtschaftlich genutzte Fläche, dem städtebaulichen Charakter des Umfeldes 
anzupassen und eine gewerbliche Nutzung zu initiieren. Mit der Änderung des 

Belange nach (§ 
1 Nr. 8 a – f) 
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Bebauungsplans eröffnet sich die Möglichkeit, dass die Fläche ihr Entwicklungs-
potential ausschöpfen kann. Die im rechtskräftigen Bebauungsplan festgesetzte 
Maßnahmenfläche war ihrerseits nicht mit konkreten Maßnahmen belegt. Es wer-
den somit keine Entwicklungen diesbezüglich unterbunden. Die Standortent-
scheidung ergibt sich sowohl aus der Eignung durch die Lage im gewerblich / 
industriell geprägten Umfeld, aus der Nähe zur Bundesautobahn, der bereits ge-
sicherten Erschließung. 

Die Umnutzung entspricht auch den landesplanerischen Zielvorhaben eines ge-
werblichen Vorranggebietes. Die Flächen stehen nach Herstellung der planungs-
rechtlichen Voraussetzungen für die vorgegebene Nutzung zur Verfügung. 

0-Variante Die 0-Variante würde für den vorliegenden Fall bedeuten, dass die landwirt-
schaftliche Nutzung der besagten Fläche in einem voll erschlossen Industriege-
biet weiter aufrechterhalten würde. Die im FNP dargestellte und im Bebauungs-
plan „Am Zunderbaum“ festgesetzte Maßnahmenfläche hatte keine hinreichende 
Bestimmtheit hinsichtlich der Zuordnung von Maßnahmen oder Kompensations-
volumen, so dass die 0-Variante nicht mit einer konkreten Maßnahme verbunden 
ist. 
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1. EINLEITUNG 

Der Rat der Kreisstadt Homburg hat den Beschluss zur Aufstellung des Bebau-

ungsplanes „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ sowie zur Teiländerung des Flä-

chennutzungsplans für den Geltungsbereich des Bebauungsplans im regulären 

Verfahren gefasst. 

Der folgende Umweltbericht (Ergebnisse der Umweltprüfung) gem. § 2a BauGB 

wurde gem. Anlage 1 des BauGB verfasst und untersucht / bewertet die voraus-

sichtlichen unmittelbaren und mittelbaren Umweltänderungen und Auswirkungen 

auf die Schutzgüter durch die vorgesehene Bauleitplanung. 

Der Umweltbericht gilt gemeinsam für die Teiländerung des Flächennutzungspla-

nes und den Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“. 

Spezielle Artenschutzprüfung: 

Im Rahmen der Bauleitplanung ist eine spezielle Artenschutzprüfung (saP) gem. 

§ 44 BNatSchG durchzuführen. Das Ergebnis ist dem Kapitel 2 des Umweltbe-

richts zu entnehmen. 

1.1. VORBEMERKUNGEN/ PROJEKTBESCHREIBUNG/ZIELE DER BAULEITPLÄNE 

Mit dem vorliegenden Bebauungsplan sollen die planungsrechtlichen Vorausset-

zungen für eine gewerbliche Nutzung durch Änderung zweier bestehender Be-

bauungspläne geschaffen werden.  

1.2. BEDARF AN GRUND UND BODEN 

Mit der Umsetzung der Planung ergibt sich folgender Bedarf an Grund und Bo-

den: 

Tabelle 1: Bedarf an Grund und Boden 

Nutzung Fläche 

Geltungsbereich, davon 6.500 m² 

Gewerbeflächen, 80% überbaubar (GRZ 0,8) 5.200 m² 

Gewerbeflächen, 20% nicht überbaubar 1.300 m² 

 
Trotz der zunehmenden Versiegelung gilt es zu berücksichtigen, dass sich das 

Plangebiet innerhalb eines Vorranggebietes für Gewerbe, Industrie und Dienst-

leistungen befindet und derartige Nutzungen mit einem höheren Versiegelungs-

grad einhergehen. 

1.3. RELEVANTE FACHGESETZE UND FACHPLÄNE 

Das Baugesetzbuch enthält eine Reihe von naturschutzbezogenen Regelungen, 
Zielen und Vorgaben, die bei der Planung zugrunde zu legen sind. Darüber hin-
aus sind insbesondere die folgenden Fachgesetze und Fachpläne relevant: 

Tabelle 2: Von der Planung betroffene Fachgesetzte und Fachpläne 

Relevante Fachgesetze 
und Pläne 

Belange Berücksichtigung/ 
Betroffenheit 

Naturschutz  Natura2000, NSG, LSG, Gesch. Land-

schaftsbestandteile, Naturdenkmäler, 

Geschützte Biotope,  

Innerhalb des Plangebietes befinden sich keine 

Naturschutz- oder Landschaftsschutzgebiete. 
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Relevante Fachgesetze 
und Pläne 

Belange Berücksichtigung/ 
Betroffenheit 

(BNatSchG, SNG, FFH-
Richtlinie, VS-RL, Land-
schaftsprogramm) 

europäischer Artenschutz  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zielvorgaben aus dem BNatSchG wur-

den im Landschaftsprogramm konkreti-

siert:  

 

- Boden / Relief 

 

 

 

 

 

 

- Klima 

 

-  Grundwasser  

 

 

 

 

 

 

- Gewässer und Auen 

- Arten- und Biotopschutz 

- Kulturlandschaft  

- Erholungsvorsorge / Freiraument-

wicklung  

- Waldwirtschaft  

 

-     Landwirtschaft 

 

Das nächstgelegene Naturschutzgebiet (Kühn-

bruch N 6609-304) befindet sich 2000 m in süd-

westlicher Richtung. 

Außerdem befinden sich innerhalb des Plange-

bietes keine geschützten Landschaftsbestand-

teile, Naturdenkmäler oder geschützte Biotope. 

Das Plangebiet liegt nicht innerhalb eines FFH 

oder Vogelschutzgebietes (Natura 2000-Gebiet). 

Das Landschaftsschutzgebiet „Wald mit einge-

streuten Gruenland-Gebieten westlich und sued-

lich von Jaegersburg, Gruenland-bereiche noerd-

lich Websweiler“ schließt östlich an die angren-

zende B423 an. Keine Betroffenheit.  

Das nächstgelegene FFH-(FFH-N-6610-301) und 

Vogelschutzgebiet (VSG 6610-302) befindet sich 

2800 m östlich bzw. 3500 m nordöstlich des Plan-

gebietes. 

 

 

Eine spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (§ 

44 BNatSchG) ist Bestandteil des Umweltberich-

tes. 

→ Der geologische Aufbau des Stadtgebietes 

Homburg ist in erster Linie durch den Bunt-

sandstein gekennzeichnet. Im Bereich des 

Plangebietes sind überwiegend Braunerden 

aus quartären Terrassensanden -schottern 

vorzufinden.  

 

→ keine Aussagen 

→Wasserschutzgebiet Zone III / kein Über-

schwemmungsgebiet. Entsprechende Festset-

zungen zur Versickerung, Nachrichtliche Über-

nahme der Schutzgebietsverordnung und der 

Bestimmungen 

 

→ keine Aussagen 

→ keine Aussagen 

→ keine Aussagen 

→ keine Aussagen 

 

→ im weiteren nördlichen Umfeld Waldachse im 

Ordnungsraum 

→ derzeit landwirtschaftliche Zwischennutzung 

 

Bundesbodenschutzgesetz Altlasten 

 
 

Sparsamer Umgang mit Grund und Bo-
den 

Das Plangebiet liegt nach derzeitigem Kenntnis-

stand nicht innerhalb einer Altlastenverdachtsflä-

che.  

Entsprechende Festsetzungen zur maximalen 

Versiegelung sowie zur Begrünung der nicht 

überbauten Flächen wurden getroffen. 
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2. ARTENSCHUTZRECHTLICHE BETRACH-
TUNG/PRÜFUNG (SAP) 

 
Rechtliche  

Grundlagen Gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG ist die artenschutzrechtliche Prüfung im Zuge der 

Bebauungsplanaufstellung bzw. -änderung (§ 18 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 1 

BNatSchG) auf streng geschützte Arten des Anhangs IV der FFH- Richtlinie so-

wie auf europäische Vogelarten zu beschränken. Gem. § 44 Abs. 5 Satz 4 

 
1 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 

Relevante Fachgesetze 
und Pläne 

Belange Berücksichtigung/ 
Betroffenheit 

Immissionsschutzgesetz 
(BImSchG, Verordnungen 
und Richtlinien) 

Auswirkungen von Lärm auf störemp-

findliche Nutzungen. 

Das Plangebiet liegt innerhalb eines Vorrangge-

bietes für Gewerbe, Industrie und Dienstleitung. 

Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet 

sich westlich in 145 m Entfernung in der Sorauer 

Straße innerhalb eines reinen Wohngebietes. Be-

züglich dieses Immissionsortes hat ein parallel 

zur vorliegenden Bauleitplanung erarbeitetes 

schalltechnisches Gutachten die erforderlichen 

Lärmkontingente ermittelt. Unter Berücksichti-

gung der Vorbelastung wurden somit Höchst-

werte für den Tag- sowie den Nachtbetrieb ermit-

telt die als Festsetzungen in den Bebauungsplan 

aufgenommen wurden. Das Gutachten ist dem 

Anhang der Planunterlagen zu entnehmen.1 

Gesetz über die Umwelt-

verträglichkeitsprüfung 

Umweltprüfung Der Umweltbericht ist Bestandteil der Planunter-

lagen zum Bebauungsplan und der Teiländerung 

des Flächennutzungsplanes. 

Wassergesetze (WHG / 

Saarl. Wassergesetz) 

Wasserschutzgebiete 

 
 
 
 
 
Überschwemmungsgebiet 

Das Plangebiet befindet sich in einer ausgewie-

senen Wasserschutzzone III.  

Ausschluss von Tankstellen innerhalb der zuläs-

sigen Arten baulicher Nutzung sowie Einschrän-

kung der Versickerungen. 

Es befinden sich keine Überschwemmungsge-

biete im Plangebiet.  

Denkmalschutzgesetz Belange des Denkmalschutzes Die Fläche ist unbebaut. Es befinden sich nach 

derzeitigem Kenntnisstand keine Denkmäler in-

nerhalb der Fläche 

Landesentwicklungsplan, 

Teilabschnitt Umwelt 

Keine Vorgaben seitens des Landesent-

wicklungsplan Teilabschnitt Umwelt 

Ausweisung als Vorranggebiet für Gewerbe, In-

dustrie und Dienstleitungen (VG) sowie als Vor-

ranggebiet für den Grundwasserschutz (VW). In 

VW können Gewerbe, Industrie und Dienstleis-

tungen betrieben werden, soweit sie auf die Erfor-

dernisse des Grundwasserschutzes ausgerichtet 

werden. Nachrichtliche Übernahme der Schutz-

bestimmungen und Festsetzung zur Eingrenzung 

von Versickerung gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. 

§ 85 LBO. 
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BNatSchG liegt bei der Betroffenheit anderer besonders geschützter Arten gem. 

BArtSchV bei Handlungen zur Durchführung eines Eingriffs oder Vorhabens zur 

Umsetzung eines Bebauungsplanes kein Verstoß gegen die Verbote des § 44 

Abs. 1 BNatSchG vor. 

Datengrundlage der artenschutzrechtlichen Prüfung sind die öffentlich zugängli-

chen Internet-Quellen des GeoPortal Saarland, Daten des Landesamtes für Um-

welt und Arbeitsschutz, weitere aktuelle Daten zum Vorkommen relevanter Arten 

im Saarland (u.a. Verbreitungsatlanten, ABSP), allgemein anerkannte wissen-

schaftliche Erkenntnisse zur Autökologie, zu den Habitatansprüchen und zur Le-

bensweise der Arten sowie eine Begehung vor Ort. 

Prüfung Der Prüfung müssen solche Arten nicht unterzogen werden, für die eine Betrof-

fenheit durch das jeweilige Projekt mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 

werden kann. Bei der Prüfung werden die einzelnen relevanten Artengruppen der 

FFH-RL bzw. der VS-RL berücksichtigt und eine Betroffenheit anhand der derzeit 

bekannten Verbreitung, der innerhalb des Plangebiets vorhandenen Habi-

tatstrukturen und deren Lebensraumeignung für die jeweilige relevante Art einer 

Tiergruppe, einem konkreten Nachweis im Plangebiet sowie ggf. durchzuführen-

der Maßnahmen (Vermeidungs-, Minimierungs-, Ausgleichmaßnahmen) bewer-

tet.  

 

Dazu reicht i.d.R. eine bloße Potenzialabschätzung aus (BayVerfGH, 

Entscheidung v. 03.12.2013 - Vf.8-VII-13, BayVBl. 2014, 237 (238)). 

Tabelle 3: Kurze tabellarische artenschutzrechtliche Prüfung 

Gruppen Relevanz / Betroffenheit Anmerkungen 

Gefäßpflanzen Keine Betroffenheit Keine Vegetationsstrukturen für planungsrele-

vante Gefäßpflanzen im Geltungsbereich 

Weichtiere, Rundmäuler, Fische Keine Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Käfer Keine Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Libellen Keine Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Schmetterlinge Potenzielle Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich  

Im direkten Umfeld sind offene Wiesenflächen 

vorhanden, die planungsrelevanten Arten poten-

zielle Habitate bieten könnten 

Im Umfeld des Plangebietes sind jedoch keine 

Nachweise bekannt 

Amphibien Keine Betroffenheit  Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Reptilien Keine Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich bzw. im direkten Umfeld 

Säugetiere (Fledermäuse) Keine Betroffenheit Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich 

Im direkten Umfeld sind Habitatstrukturen für 

Waldbewohnende Arten vorhanden 

Nachweise sind für das Umfeld nicht bekannt 

weitere Säugetierarten Anh. IV 
FFH-RL  

keine Betroffenheit  keine geeigneten Lebensraumstrukturen für Bi-

ber, Wildkatze oder Haselmaus im Eingriffsbe-

reich 

Geschützte Vogelarten Anh. 1 
VS-RL 

keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf potenzi-
elle Vorkommen 

Keine geeigneten Lebensraumstrukturen im Ein-

griffsbereich 
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Gruppen Relevanz / Betroffenheit Anmerkungen 

Die südlich angrenzenden offenen bis halboffene 

Bereiche bieten potenzielle Habitatstrukturen für 

den Neuntöter 

Im Umfeld des Plangebietes sind jedoch keine 

Nachweise bekannt 

Sonst. europäische Vogelarten keine erheblichen negativen 
Auswirkungen auf europäische 
Vogelarten  

Im Eingriffsbereich und den daran angrenzend 

vorhandenen Lebensraumstrukturen sind allge-

mein häufige und weit verbreitete europäische 

Vogelarten zu erwarten, die i.d.R. lokale Habitat-

verluste gut ausgleichen können. 

 

Ergebnis Nach Auswertung der Datenlage sind planungsrelevante Arten des Anhang IV 
der FFH-Richtlinie bzw. des Anhang I der VS-Richtlinie im übergeordneten Pla-
nungsraum bekannt. Innerhalb des Plangebietes finden sich jedoch keine geeig-
neten Habitatstrukturen für planungsrelevante Arten des Anh. IV der FFH-RL so-
wie für Vogelarten des Anh. I der VS-RL.  

Tagfalter 

Abbildung 1: Artenliste Tagfalter 

 

 

Innerhalb des Plangebietes können Vorkommen planungsrelevanter Arten mit 

hinreichender Sicherheit ausgeschlossen werden. Aufgrund der intensiven land-

wirtschaftlichen Ackernutzung ist ein Großteil des Plangebietes von geringer öko-

logischer Wertigkeit. Im Rahmen einer Ortsbegehung wurde kaum nennenswerte 

Begleitflora vorgefunden, sodass innerhalb des Plangebietes kaum geeignete 

Nahrungspflanzen selbst für allgemein häufige Tagfalter zu finden sind. 

FFH-/ VS- 

Richtlinie

EU-

Code
RL-S RL-D

Aufgrund der bekannten 

Verbreitung im Saarland ist 

ein Vorkommen im 

Planungsraum möglich.

Habitatstrukturen 

im Plangebiet 

vorhanden

Art im Plangebiet 

nachgewiesen

BBP Am Zunderbaum HOM

artspezifische saP-Tabelle 

Coenonympha hero Waldvögelchen Anh. IV 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Euphydryas aurinia Abiss-/Skabosien-Scheckenfalter Anh. II 1065 3 2 nein nein nein

Lycaena dispar Großer Feuerfalter Anh. II, IV 1060 * 2 ja nein nein

Maculinea arion Schwarzfleckiger Feuerfalter Anh. IV 3 2 ja nein nein

Maculinea nausithous Schwarzblauer Bläuling Anh. II, IV 1061 2´ 3 nein - nein

Maculinea teleius Großer Moorbläuling Anh. II, IV 1059 0 2 im Saarland ausgestorben - nein

Parnassius apollo Apollofalter Anh. IV - 1 nein - nein

Tagfalter
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Avifauna 

Abbildung 2: Artenliste Avifauna 

 

 

Innerhalb des Plangebiets sind kaum geeignete Habitatstrukturen für die 

Avifauna vorhanden. Aufgrund der Siedlungsnähe sind hier vorwiegend stö-

rungstolerante Arten zu erwarten, die in der Regel allgemein häufig und nicht 

gefährdet sind. Deren Erhaltungszustand wird sich durch den Verlust einzelner 

Lebensräume nicht erheblich verschlechtern. Die südlich angrenzende halbof-

fene und offene Landschaft mit Hecken und Feldgehölzen wäre von ihrer Struktur 

her grundsätzlich für den Neuntöter geeignet. Trotz der vorhandenen Habitateig-

nung fehlen im Plangebiet und im direkten Umfeld Nachweise der Art. Eine er-

hebliche Betroffenheit kann daher mit hinreichender Sicherheit ausgeschlossen 

werden. 

Weitere relevante Artgruppen ohne potenzielle Betroffenheit 

Abbildung 3: Sonstige Arten 

 

 

 

 

FFH-/ VS- 

Richtlinie

EU-

Code
RL-S RL-D

Aufgrund der bekannten 

Verbreitung im Saarland ist 

ein Vorkommen im 

Planungsraum möglich.

Habitatstrukturen 

im Plangebiet 

vorhanden

Art im Plangebiet 

nachgewiesen

BBP Am Zunderbaum HOM

artspezifische saP-Tabelle 

Aegolius funereus Raufußkauz Anh. I VS A223 R - nein - nein

Alcedo atthis Eisvogel Anh. I VS A229 V V nein nein nein

Anthus campestris Brachpieper Anh. I VS A255 0 2 im Saarland ausgestorben - nein

Bonasa bonasia Haselhuhn Anh. I VS A104 1 2 nein - nein

Botaurus stellaris Rohrdommel Anh. I VS 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Bubo bubo Uhu Anh. I VS A215 V 3 nein - nein

Caprimulgus europaeus Ziegenmelker Anh. I VS A224 1 2 nein - nein

Ciconia ciconia Weißstorch Anh. I VS A031 1 3 nein - nein

Circaetus gallicus Schlangenadler Anh. I VS 0 0 im Saarland ausgestorben - nein

Circus aeruginosus Rohrweihe Anh. I VS A081 1 - nein - nein

Circus cyaneus Kornweihe Anh. I VS A082 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Circus pygargus Wiesenweihe Anh. I VS A084 1 2 nein - nein

Crex crex Wachtelkönig Anh. I VS A122 0 2 im Saarland ausgestorben - nein

Dendrocopos medius Mittelspecht Anh. I VS A238 * V ja nein nein

Dryocopus martius Schwarzspecht Anh. I VS A236 * - ja nein nein

Falco peregrinus Wanderfalke Anh. I VS A103 * 3 ja nein nein

Ficedula albicollis Halsbandschnäpper Anh. I VS A321 R 1 ja nein nein

Ixobrychus minutus Zwergdrommel Anh. I VS 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Lanius collurio Neuntöter Anh. I VS A338 V V ja nein nein

Lanius minor Schwarzstirnwürger Anh. I VS 0 0 im Saarland ausgestorben - nein

Lullula arborea Heidelerche Anh. I VS A246 2 3 nein - nein

Luscinia svecica Blaukehlchen Anh. I VS 0 3 im Saarland ausgestorben - nein

Milvus migrans Schwarzmilan Anh. I VS A073 * - nein - nein

Milvus milvus Rotmilan Anh. I VS A074 * V ja nein nein

Pernis apivorus Wespenbussard Anh. I VS A072 - V nein nein nein

Picus canus Grauspecht Anh. I VS A234 3 V nein nein nein

Porzana porzana Tüpfelsumpfhuhn Anh. I VS A119 D 1 nein - nein

Tetrao tetrix Birkhuhn Anh. I VS 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Tetrao urogallus Auerhuhn Anh. I VS 0 1 im Saarland ausgestorben - nein

Vögel

Brutvögel, Anh. I

FFH-/ VS- 

Richtlinie

EU-

Code
RL-S RL-D

Aufgrund der bekannten 

Verbreitung im Saarland ist 

ein Vorkommen im 

Planungsraum möglich.

Habitatstrukturen 

im Plangebiet 

vorhanden

Art im Plangebiet 

nachgewiesen

BBP Am Zunderbaum HOM

artspezifische saP-Tabelle 

Apium repens Kriechender Sellerie Anh. II, IV 1614 0a 1 keine Vorkommen im Saarland - nein

Bromus grossus Dicke Trespe Anh. II, IV 1882 0a 1 keine Vorkommen im Saarland - nein

Cypripedium calceolus Frauenschuh Anh. II, IV 1902 - 3+ keine Vorkommen im Saarland - nein

Liparis loeselii Sumpf-Glanzkraut Anh. II, IV 1903 - - keine Vorkommen im Saarland - nein

Trichomanes speciosum Prächtiger Dünnfarn Anh. II, IV 1421 R * ja nein nein

Gefäß- und Blütenpflanzen

Lucanus cervus Hirschkäfer Anh. II 1083 k.A. k.A. ja nein nein

Limoniscus violaceus Veilchenblauer  Wurzelhals-SchnellkäferAnh. II 1079 k.A. k.A. - nein nein

Cerambyx cerdo Großer Eichenbock Anh. II, IV 1088 - 1 - nein nein

*Osmoderma eremita Eremit Anh. II, IV 1084 - 2 - nein nein

Käfer

*Euplagia quadripunctaria Spanische Flagge / Russischer Bär Anh. II 1078 * V ja nein nein

Proserpinus proserpina Nachtkerzenschwärmer Anh. IV * V ja nein nein

Nachtfalter
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Maßnahmen 

Folgende Maßnahmen sollten getroffen werden, um Konflikte zu vermeiden: 

- Rodungs-/ Freistellungsarbeiten bzw. umfassender Rückschnitt an angren-

zenden Bäumen dürfen nur im gem. BNatSchG vorgegebenen Zeitraum zwi-

schen 01. Oktober und 28. Februar vorgenommen werden.  

 

Ergebnis 

Durch das geplante Vorhaben werden keine Verbotstatbestände gem. § 44 Abs. 

1 BNatSchG einschlägig, wenn die o.a. Schutz- und Vermeidungsmaßnahmen 

beachtet werden. Ferner sind keine erheblichen Beeinträchtigungen auf den Er-

haltungszustand einer lokalen Population relevanter Arten zu erwarten, wenn die 

gesetzlich vorgegebenen Rodungszeiten eingehalten werden. 

Ausnahmegenehmigungen gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG sind nach derzeitigem 

Kenntnisstand nicht erforderlich. 

  

Alytes obstetricans Geburtshelferkröte Anh. IV 3 2 ja nein nein

Bombina variegata Gelbbauchunke Anh. II, IV 1193 2 2 ja nein nein

Bufo calamita Kreuzkröte Anh. IV 2 3 ja nein nein

Bufo viridis Wechselkröte Anh. IV 3 2 ja nein nein

Pelobates fuscus Knoblauchkröte Anh. IV 0 2 im Saarland ausgestorben - nein

Hyla arborea Laubfrosch Anh. IV 1 2 nein - nein

Rana arvalis Moorfrosch Anh. IV 0 2 im Saarland ausgestorben - nein

Rana dalmatina Springfrosch Anh. IV D 3 nein - nein

Rana lessonae Kleiner Wasserfrosch Anh. IV D G nein - nein

Rana temporaria Grasfrosch Anh. IV - - ja nein nein

Triturus cristatus Kammmolch Anh. II, IV 1166 3 3 ja nein nein

Amphibien

Coronella austriaca Schlingnatter Anh. IV G 2 ja nein nein

Lacerta agilis Zauneidechse Anh. IV 3 3 ja nein nein

Podarcis muralis Mauereidechse Anh. IV 2 * ja nein nein

Reptilien

Castor fiber Biber Anh. II, IV 1337 0 3 ja nein nein

Felis silvestris Wildkatze Anh. IV 2 2 nein nein nein

Muscardinus avellanarius Haselmaus Anh. IV 2 2 ja nein nein

Säugetiere

Barbastella barbastellus Mopsfledermaus Anh. II, IV 1308 0 1 nein - nein

Eptesicus nilssoni Nordfledermaus Anh. IV - 2 ja nein nein

Eptesicus serotinus Breitflügelfledermaus Anh. IV G V ja nein nein

Myotis bechsteinii Bechsteinfledermaus Anh. II, IV 1323 G 3 nein - nein

Myotis brandtii Große Bartfledermaus Anh. IV - 2 nein - nein

Myotis daubentonii Wasserfledermaus Anh. IV G 2 ja nein nein

Myotis emarginatus Wimpernfledermaus Anh. II, IV 1321 - 1 nein - nein

Myotis myotis Großes Mausohr Anh. II, IV 1324 G 3 ja nein nein

Myotis mystacinus Kleine Bartfledermaus Anh. IV G 3 nein - nein

Myotis nattereri Fransenfledermaus Anh. IV G 3 ja nein nein

Nyctalus leisleri Kleiner Abendsegler Anh. IV G G ja nein nein

Nyctalus noctula Großer Abendsegler Anh. IV G 3 ja nein nein

Pipistrellus nathusii Rauhautfledermaus Anh. IV G G ja nein nein

Pipistrellus pipistrellus Zwergfledermaus Anh. IV - D ja nein nein

Pipistrellus pygmaeus Mückenfledermaus Anh. IV - D nein - nein

Plecotus auritus Braunes Langohr Anh. IV G V ja nein nein

Plecotus austriacus Graues Langohr Anh. IV G 2 ja nein nein

Vespertilio murinus Zweifarbfledermaus Anh. IV - G ja nein nein

Rhinolophus ferrumequinum Große Hufeisennase Anh. II, IV 1304 G 1 nein - nein

Fledermäuse
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3. BESCHREIBUNG UND BEWERTUNG DER UM-
WELTAUSWIRKUNGEN (UMWELTPRÜFUNG) 

3.1  BESTANDSAUFNAHME (BASISSZENARIO) 
 

Eine Beschreibung des Bestandes und der umweltrelevanten Maßnahmen er-

folgt zu den Schutzgütern 

▪ Mensch 

▪ Flora, Fauna 

▪ Landschaft 

▪ Schutzobjekte 

▪ Boden 

▪ Wasser 

▪ Klima, Luft 

▪ Kulturgüter / Sachgüter 

 
sowie zu den Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern. Weiter-

hin wurde im Frühjahr 2019 eine Erfassung der Biotoptypen vorgenommen, um 

die Vegetationsstruktur des Plangebietes aufzuzeigen. Auf Basis dieser Struktur-

kartierung wird eine rechnerische Bilanzierung im vereinfachten Verfahren durch-

geführt, um die Bewertung des Ist- und Planungszustandes gegenüberzustellen 

sowie den Kompensationsbedarf zu ermitteln. 

 
Schutzgut Mensch Das Plangebiet wird landwirtschaftlich genutzt. Das Umfeld ist gewerblich/ indust-

riell geprägt. Für Erholungszwecke stehen die Flächen des Plangebietes grund-

sätzlich nicht zur Verfügung. Die nächstgelegene Wohnbebauung befindet sich 

ca. 145 östlich des Plangebietes in der Sorauer Straße (Reines Wohngebiet). Es 

bestehen Vorbelastungen durch die Immissionen der vorhandenen klassifizierten 

Straße und der gewerblichen Nutzungen. Die Auswirkungen der Planung auf die 

o.g. Wohnbebauung wurden in einem schalltechnischen Gutachten untersucht.2 

Eine Lärmkontingentierung, die einer Beeinträchtigung des reinen Wohngebietes 

vorbeugt, wurde in die Festsetzungen des Bebauungsplans aufgenommen.  

Schutzgut Flora/ 

Fauna Derzeit wird das Plangebiet landwirtschaftlich genutzt und dient dem Anbau von 

diversen Obst- und Gemüsearten (2019 Spargel). Im nordwestlichen Bereich 

grenzt ein Verwaltungsbau eines Automobilzulieferers an. Weiter nordwestlich 

hat ein Baustoffhändler und Logistiker seinen Firmensitz. Die östliche Begren-

zung wird von der Bundesstraße 423 (Bexbacher Str.) gebildet. Im Süden wird 

das Plangebiet von der Straße „Am Zunderbaum“ begrenzt. Südlich davon schlie-

ßen sich weitere derzeit landwirtschaftlich genutzte Flächen an. 

Bestand  

Der Bestand der Biotoptypen wird in der Abbildung 6 „Bestand Biotoptypen“ dar-

gestellt bzw. im Folgenden näher beschrieben. Das Plangebiet setzt sich aus den 

folgenden Erfassungseinheiten zusammen: 

 

 
2 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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Abbildung 4: Bestand Biotoptypen -  2019 

 

EE 2.5 Anbaufläche 

Diese landwirtschaftlich genutzte Fläche ist aktuell mit einer Spargelkultur be-

pflanzt und besitzt innerhalb der Anbaufläche nur spärlich ausgeprägte ackerbe-

gleitende Flora. Es ist anzunehmen, dass sich die Dichte und Artenzahl der Ve-

getation insbesondere in den Ackerrandstreifen im Jahresverlauf erhöhen wird. 

Ökologisch ist diese Fläche nur von geringer Bedeutung, da aufgrund der aktu-

ellen Nutzung von einem stark reduzierten Artinventar und fehlenden Habi-

tatstrukturen für planungsrelevante Arten auszugehen ist. 

EE 2.8 Feldrain / Ackerrandstreifen 

Die Grünstreifen um die Ackerfläche stellen eine Mischfläche aus Wiesenbrache, 

Ackerrandstreifen und Saumbereichen zu den angrenzenden Gehölzbeständen 

dar.  

Aufgrund der angrenzenden intensiven Ackernutzung / Gemüseanbauflächen 

wird die Vegetation durch nitrophile Arten dominiert. In weiten Bereichen herr-

schen Brennnesseln und Disteln vor. Des Weiteren sind vor allem Obergräser 

dominant. Da sich das Artenspektrum in der Regel auf Ackerrandflächen ständig 

ändert, wird die Randfläche als "Feldrain" mit reduzierten Artenspektrum einge-

stuft und bewertet. 

Waldmantel/Waldsaum 

Nördlich und westlich grenzen Gehölzbestände an das Plangebiet an; sie liegen 

nach derzeitigem Kenntnisstand nicht innerhalb des geplanten Geltungsberei-

ches. Diese Flächen sind nach Norden hin jedoch eingezäunt und nicht zugäng-

lich. Innerhalb des Gehölzbestandes finden sich neben Laubbaumarten wie Ei-

che, Ahorn und Hainbuche auch Nadelgehölze wie Kiefer und Douglasie. Die 

Stärke der Bäume reicht von Jungwüchsen bis hin zu Starkholz mit teilweise über 

50 cm Brusthöhendurchmesser (BHD). Hinzu kommen vereinzelte Straucharten 

der Saumgesellschaften (z.B. Weißdorn, Schwarzdorn und Hartriegel), sowie 
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eine spärlich Krautschicht, die zum Zeitpunkt der Begehung vorwiegend aus nit-

rophilen Arten wie Brennnessel und Brombeere zusammengesetzt war. Höhlen-

bäume konnten im Rahmen der Begehung nicht festgestellt werden.  

Vorkommen geschützter und gefährdeter Pflanzen wurden nicht nachgewiesen 

und sind innerhalb der überwiegend struktur- und artenarmen Biotope auch nicht 

zu erwarten.  

 
Bilanzierung      

Aus der vereinfachten Bilanzierung ergibt sich somit ein Kompensationsdefizit 

von etwa 16.500 Ökopunkten. 

Dieses Defizit soll über die ÖFM durch den Erwerb von Ökopunkten kompensiert 

werden. Die ÖFM ist in der Lage die benötigten Ökopunkte (ÖWE) aus einer 

Ökokontomaßnahme zur Umwandlung von Waldflächen mit standortfremden Ge-

hölzen in standortgerechten Laubwald anzubieten. 

  

Abbildung 5: Bilanzierung (Stand 2020) 

 
 

Schutzgüter Orts-  

und Landschaftsbild Das örtliche Landschaftsbild wird in erster Linie durch die vorherrschende land-

wirtschaftliche Nutzung, das industriell geprägte Umfeld und die angrenzende 

Bundesstraße 423 bestimmt. In erster Linie dominieren anthropogen überformte 

Flächen wie Verkehrsstraßen und Gewerbeflächen. Lediglich im Westen des 

Plangebiets schließt eine kleiner Gehölzbestand an. Ein dem Natur- und Kultur-

raum charakteristisches Landschaftsbild kann dem Gebiet nicht zugesprochen 

werden. 

Schutzgebiete/  

-objekte Schutzgebiete gemäß BNatSchG oder SNG sind nicht betroffen, auch liegt das 

Plangebiet weder in einem SPA-Gebiet (special Protection Area, im Rahmen Na-

tura 2000), einem Vogelschutzgebiet (EU-Vogelschutz-Richtlinie) noch in einem 

IBA-Gebiet (International Bird Area).  

vereinfachte Bewertung des Ist-Zustandes

lfd.Nr Erfassungseinheit

Fläche 
Bestands-

wert
Ökowert

Bewert.-

faktor
Ökowert

Klartext Nummer qm ÖW BF ÖW-B

B1
Anbaufläche (2019 Spargelfeld), Intensivnutzung, 

Fixbewertung
2.5 5.480 3 16.440 1 16.440

B2

Feldrain, artenreduzierte Ausprägung, 

Beeinflussung durch Intensivlandwirtschaft (Faktor 

0,4)

2.8 1.020 7,6     7.752 1 7.752

Gesamtfläche 6.500

24.192

vereinfachte Bewertung des Planzustandes

lfd.Nr Erfassungseinheit

Fläche 
Planungs-

wert
Ökowert

Bewert.-

faktor
Ökowert

Klartext Nummer qm ÖW BF ÖW-P

P1 Gewerbegebiet (GRZ 0,8)

davon vollversieglte Fläche 3.1 5.200 0 0 1 0

davon nicht überbaubare Grünfläch, Faktor 0,3 3.5.3 1.300 6 7.800 1 7.800

Gesamtfläche 6.500

7.800

-16.392

Planungswert

Flächenbilanz (Gegenüberstellung von Bestandswert und Planungswert)

Bestand

Planzustand

Bestandswert
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 Natura2000- oder FFH-Gebiete sind ebenfalls nicht betroffen. Geschützte Bio-

tope gemäß § 30 BNatSchG (i.V.m. § 22 SNG) befinden sich nicht innerhalb des 

Plangebietes.  

Schutzgut Boden Im Bereich des Plangebietes sind überwiegend Braunerden aus quartären Ter-

rassensanden und -schottern vorzufinden. Die Böden des Plangebiets sind den 

Siedlungsbereichen zugeordnet. Altlasten sind nach derzeitigem Kenntnisstand 

nicht bekannt. 

Schutzgut Wasser Das Plangebiet liegt innerhalb eines Wasserschutzgebietes Zone III. Die Entfer-

nung zum nächst gelegenen Oberflächengewässer, dem Lappentascherhofbach, 

beträgt rund 560 m in südwestlicher Richtung.  

Schutzgut Klima/Luft Trotz landwirtschaftlicher Offenfläche in Siedlungsnähe ist das Plangebiet auf 

Grund der geringen Größe lokalklimatisch nicht als relevant zu betrachten. Of-

fene Grünflächen kühlen sich nachts schneller und stärker ab und können somit 

ausgleichende Wirkung auf potenziell belastete Siedlungsklimatope haben.  

Schutzgut Kultur-  

und Sachgüter Innerhalb des Plangebietes befinden sich nach derzeitigem Kenntnisstand keine  

Kulturgüter. 

Wechselwirkungen Die Wechselwirkungen zwischen den o.g. Umweltpotenzialen haben sich auf die 

bestehende Situation eingestellt.  

 

3.2 VORAUSSICHTLICHE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI NICHTDURCHFÜH-

RUNG DER PLANUNG 
 

Die die Nichtdurchführung der Planung (0-Variante) würde bedeuten, dass die 

derzeitige landwirtschaftliche Nutzung bestehen bleiben würde. 

Die Darstellungen des wirksamen Flächennutzungsplanes würden nach wie vor 

den Rahmen für die künftige Entwicklung vorgeben. Am Umweltzustand würde 

sich voraussichtlich kaum etwas ändern, da kein Eingriff erfolgen würde. Der Be-

stand bliebe unverändert. 

Standortalternativen für die geplante Entwicklung sind nicht vorhanden. Der Be-

bauungsplan greift auf bereits erschlossene private Flächen zurück. 

 

3.3 PROGNOSE ÜBER DIE ENTWICKLUNG DES UMWELTZUSTANDES BEI DURCHFÜHRUNG 

DER PLANUNG 
 
Geplante Nutzung  Der Bebauungsplan verfolgt das Ziel die planungsrechtlichen zur Ausweisung ei-

nes eingeschränkten Gewerbegebietes zu schaffen.  

Schutzgut Mensch Mögliche Auswirkungen aufgrund von höheren Lärmimmissionen wurden im 

Zuge der Planaufstellung seitens eines Schallschutzgutachtens3 untersucht. Ge-

mäß der TA Lärm sind in dem ca. 145 entfernten reinen Wohngebiet in der So-

rauer Straße tags max. 50dB(A) und nachts maximal 35 dB(A) als Immissions-

richtwerte zulässig. Die Untersuchung der Bestandssituation ergab, dass auf-

grund der Vorbelastung im Umfeld des relevanten Immissionsortes bereits die 

 
3 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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geltenden Immissionsrichtwerte ausgeschöpft sind. Der Bebauungsplan berück-

sichtigt dies bereits mit der Festsetzung eines „eingeschränkten Gewerbegebie-

tes“, dass die zulässigen Nutzungen auf die das Wohnen nicht wesentlich stö-

rende Gewerbebetriebe begrenzt. Weiterhin sind die im Schallschutzgutachten 

ermittelten Emissionskontingente, die für die Nutzungen im Plangebiet eine 

Obergrenze der auszustoßenden Emmissionen angibt, in die Festsetzungen des 

Bebauungsplans übernommen. Damit wird gewährleistet, dass es zu keiner 

Überschreitung der nach TA Lärm zulässigen Immissionsrichtwerte an der nahen 

gelegenen Wohnbebauung kommt. Aufgrund der östlich bzw. nordöstlich an das 

Plangebiet angrenzenden Industrie- und Gewerbebetriebe und deren Emmissio-

nen hat in den Festsetzungen des Bebauungsplans zudem ein expliziter Aus-

schluss von Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Be-

triebsinhaber und Betriebsleiter stattgefunden.  

 Erhebliche Beeinträchtigungen des Schutzgutes Mensch in Folge der Umsetzung 

der Planung sind daher nicht zu erwarten 

Flora/ Fauna Die durchgeführten örtlichen Erhebungen zu Flora und Fauna haben keine po-

tenzielle Betroffenheit von Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie aufgezeigt. 

Das durch die Planung entstehende ökologische Defizit wird ausgeglichen. Eine 

Festsetzung dazu ist im Bebauungsplan enthalten. Im Bebauungsplan sind wei-

tere Festsetzungen zur Anpflanzung und gärtnerischen Gestaltung der nicht 

überbaubaren Grundstücksflächen sowie eine Pflanzungsfestsetzung für einhei-

mische standortgerechte Hochstämme in Abhängigkeit der Stellplatzanzahl ge-

troffen worden. Um zu gewährleisten, dass ein möglichst hoher Grünanteil im 

Plangebiet entsteht, ist zudem ein Ausschluss von sog. Schottergärten erfolgt.  

Schutzgüter Orts-  

und Landschaftsbild Das Orts- und Landschaftsbild wird in der Weise verändert, dass die derzeitigen 

landwirtschaftlichen Flächen einer gewerblichen Folgenutzung zugefügt werden. 

Im Zuge der Umsetzung ist davon auszugehen, dass die Fläche ein geordnetes 

Erscheinungsbild erhält und damit den umliegenden gewerblichen Nutzung ent-

sprechen wird. Da dem Plangebiet bereits im jetzigen Zustand kein für den Natur- 

oder Kulturraum charakteristisches Orts- und Landschaftsbild beigemessen wer-

den kann, sind keine negativen Auswirkungen auf das Landschaftsbild zu erwar-

ten.  

Schutzgebiete/ 

Schutzobjekte Durch die Planung kommt es zu keinen Auswirkungen auf Schutzgebiete. 

 
Schutzgut Boden  Durch die zukünftige Nutzung als Gewerbegebiet kommt es zu einer (Teil-)Ver-

siegelung der Fläche und damit einhergehend zu einer Einschränkung der Bo-

denfunktionen wie der Puffer- und Filterfunktion. Es kommt zu Bodenverdichtun-

gen. 

Schutzgut Wasser  Die geplante Nutzung wird in weiten Teilen des Plangebietes die Infiltrationsei-

genschaften des Bodens verändern. Durch großflächige Versiegelung wird die 

Infiltration von Wasser teilweise oder vollständig unterbunden, was sich auf die 

Grundwasserneubildung auswirken kann. Der Oberflächenabfluss wird erhöht. 

Aufgrund der Lage in der Schutzzone III des Wasserschutzgebietes Homburg-

Beeden ist eine Versickerung des von Gebäuden und Verkehrs- und Parkflächen 

anfallenden Niederschlagswassers nicht gewünscht. Die Einhaltung der Schutz-

bestimmungen der Wasserschutzgebietsverordnung beugen einer erheblichen 
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Beeinträchtigung des Schutzgutes Wasser jedoch vor. Entsprechende Festset-

zungen sind im Bebauungsplan aufgenommen. 

Schutzgut Klima/ Luft Durch den Bebauungsplan wird es zu Neuversiegelungen kommen. Versiegelte 

Flächen heizen sich tagsüber stärker auf und kühlen während der Nacht weniger 

ab im Vergleich zu Grünflächen. Dadurch kann es zu einer Veränderung des lo-

kalen Klimas kommen. Landwirtschaftliche Flächen dienen als Kaltluftproduzen-

ten.  

Durch die geplante Bebauung und die damit einhergehende Versiegelung wer-

den diese Flächen ihre aktuelle Funktion nicht mehr erfüllen können.  

Die derzeit landwirtschaftlich genutzten Flächen sind jedoch aufgrund ihrer ge-

ringen Größe nicht als Kaltluftentstehungsgebiet mit Siedlungsbezug zu bezeich-

nen. 

Schutzgut Kultur-  

und Sachgüter Im Plangebiet selbst liegen nach bisherigem Kenntnisstand keine schutzwürdi-

gen Kulturgüter vor. Somit sind bei der Durchführung der Planung keine Beein-

trächtigungen zu erwarten. Sollten bei Baumaßnahmen Bodenfunde zu Tage 

kommen, so besteht gem. SDschG eine Meldepflicht. 

 
Wechselwirkungen Die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern zeigen sich wie 

folgt: 

Tabelle 4: Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgütern 

Schutzgut Eingriff Wechselwirkungen mit 
anderen Schutzgütern 

Bewertung 

Boden Zusätzliche 

Bodenversiegelung und 

Bodenverdichtung. 

 

-Grundwasserneubildung 
 
 
 
 
 
 
-Mikroklima 
 
 
 
-Flora/ Fauna 
 
 
 
 
-Landschaft 

Durch die Versieglung von 
Flächen wird das 
Infiltrieren von 
Grundwasser verhindert. 
Der Oberflächenabfluss 
wird erhöht.  
 
Potenzielle Abnahme der 
Luftfeuchtigkeit. 
 
 
Durch vollständige 
Versiegelung gehen 
Lebensräume für Tiere 
und Pflanzen verloren. 
 
Veränderung des 
Landschaftsbildes 
 

Grundwasser Geringere 
Grundwasserneubildung. 

-Mikroklima 
 
 
-Flora/ Fauna 

-Geringfügige Abnahme 
der Luftfeuchtigkeit. 
 
-Geringfügige 
Veränderung der 
Vegetation durch 
geänderte 
Standortvoraussetzungen. 
 
 

Pflanzen und 
Tiere 

Beseitigung von 
Vegetation. 
Teilweise Versiegelung. 
 

-Mikroklima -Teilweiser Ersatz von 
Lebensraum durch 
Pflanzmaßnahmen. 

Klima/ 
Lufthygiene 

Geringfügige 
Veränderung der 

-Flora/ Fauna - Veränderung der 
Standortbedingungen. 
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Schutzgut Eingriff Wechselwirkungen mit 
anderen Schutzgütern 

Bewertung 

lokalklimatischen. 
Verhältnisse durch 
Neuversieglung von 
Flächen/ Verlust an 
Freiflächen 

Mensch Nutzungsänderung und 
Erzeugung von 
Emissionen 

-Boden 
 
 
-Wasser 
 
 
 
-Klima 
 
 
 
 
 
-Flora/ Fauna 
 
 
 
-Landschaftsbild 

-Veränderung der 
Bodeneigenschaften. 
 
- Geringfügige 
Veränderung der 
Grundwasserneubildung. 
 
-Veränderung des 
Mikroklimas durch 
Nutzungsintensität.  
Aufheizung versiegelter 
Flächen. 
 
-Verlust von Vegetation 
und somit Lebensraum für 
die Fauna. 
 
-Veränderung des 
Landschaftsbildes. 

 

3.3.1 AUSWIRKUNGEN WÄHREND DER BAU- UND BETRIEBSPHASE AUF DIE BELANGE DES 

§ 1 ABS. 6 NR. 7 BAUGB 
 
Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima 
und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt 

Während der Bauphase wird es zu Bodenbewegungen, Reliefveränderungen 

und lokalen Bodenverdichtungen bzw. Umschichtungen des Bodens kommen. 

Durch die Aufbereitung der Gewerbegrundstücke gehen Standorte für Pflanzen 

und Habitate für Tiere verloren.  

Das Schutzgut Wasser ist durch die Planung insofern betroffen, dass in dem be-

sagten Bereich die Grundwasserneubildung durch die zusätzliche (Teil-)Versie-

gelung unterbunden und der Oberflächenabfluss erhöht wird. Einschränkungen 

durch Umfeldnutzungen (stark verändertes Bodengefüge mit eingeschränkter 

Versickerungsrate) sind allerdings bereits vorhanden. Auswirkungen aufgrund 

der Lage im Wasserschutzgebiet Homburg-Beeden sind aufgrund der einzuhal-

tenden Schutzbestimmungen nicht zu erwarten. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf die Erhaltungsziele und den Schutzzweck 
der Natura 2000-Gebiete im Sinne des Bundesnaturschutzgesetzes 

Natura 2000-Gebiete sind von der Planung nicht betroffen.  

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf den Menschen und seine Gesundheit sowie 
die Bevölkerung insgesamt 

Im Zuge der Bauphase sind insbesondere Lärm und Staubemissionen nicht zu 

vermeiden. Diese sind jedoch nur temporär. 

Es ist davon auszugehen, dass die einschlägigen Arbeitsschutzrichtlinien und die 

gesetzlich vorgegebenen Ruhezeiten eingehalten werden, so dass keine erheb-

lichen Auswirkungen zu verzeichnen sind. 

In der Betriebsphase ist davon auszugehen, dass die gesetzlichen Vorgaben 

bzw. Auflagen hinsichtlich der Immissionen aus den Genehmigungsverfahren zu 
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den einzelnen Vorhaben eingehalten werden, so dass erhebliche Auswirkungen 

nicht zu erwarten sind. Ein schalltechnisches Gutachten kommt zu dem Schluss, 

dass Immissionsrichtwerte unter Berücksichtigung der Vorbelastung nicht über-

schritten werden4. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf Kultur- und Sachgüter 

Nach derzeitigem Kenntnisstand sind keine Kultur- oder Sachgüter betroffen. 
 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase hinsichtlich der Vermeidung von Emissionen 
sowie der sachgerechte Umgang mit Abfällen und Abwässern 

Während der Bauphase kommt es zu Abfällen, die vom jeweiligen Unternehmen 

fachgerecht zu entsorgen sind. Im Rahmen der Betriebsphase ist davon auszu-

gehen, dass die Entsorgung als gesichert angesehen werden kann, da an vor-

handene Entsorgungsanlagen in den umliegenden Bestandsstraßen ange-

schlossen werden kann. Die Abfallentsorgung erfolgt wie im restlichen Stadtge-

biet auch über entsprechende Unternehmen.  

Die Abwässer werden fachgerecht in das vorhandene System abgeleitet. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase hinsichtlich der Nutzung erneuerbarer Energien 
sowie die sparsame und effiziente Nutzung von Energie 

Anlagen für erneuerbare Energien sind im Bebauungsplan nicht explizit festge-

setzt, aber in Form von Nebenanlagen im Sinne des § 14 Abs. 2 und 3 BauNVO 

zulässig. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase hinsichtlich der Darstellung von Landschafts-
plänen sowie sonstigen Plänen, insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts 

Entsprechende Planungen sind nicht betroffen. Der Landschaftsplan der Stadt 

Homburg stellt bereits gewerbliche Bauflächen dar, in denen keine grünordneri-

schen Vorgaben formuliert werden. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf die Erhaltung der bestmöglichen Luftquali-
tät in Gebieten, in denen die durch Rechtsverordnung zur Erfüllung von Rechtsakten der EU festge-
legten Immissionsgrenzwerte nicht überschritten werden 

Es sind keine genannten Gebiete von der Planung betroffen. 

Auswirkungen während der Bau- und Betriebsphase auf die Wechselwirkungen zwischen den ein-
zelnen Belangen des Umweltschutzes 

Die möglichen Veränderungen der Wechselwirkungen zwischen den betroffenen 

Schutz- bzw. Sachgütern sind nach derzeitigem Kenntnisstand vernachlässigbar. 

Erhebliche negative Auswirkungen können mit hinreichender Sicherheit ausge-

schlossen werden, sodass sich auch folglich keine signifikanten Wechselwirkun-

gen ergeben werden. 

3.3.2 AUSWIRKUNGEN WÄHREND DER BAU- UND BETRIEBSPHASE GEM. ANLAGE 1 BAUGB 

NR. 2B AA-HH 
 
Auswirkungen infolge des Baus und des Vorhandenseins der geplanten Vorhaben, soweit relevant 
einschließlich Abrissarbeiten 

Abrissarbeiten sind nicht vorgesehen. 

 
4 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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Auswirkungen infolge der Nutzung natürlicher Ressourcen, insbesondere Fläche, Boden, Wasser, 
Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt, wobei soweit möglich die nachhaltige Verfügbarkeit dieser 
Ressourcen zu berücksichtigen ist 

Die Inanspruchnahme noch nicht versiegelter Flächen ist mit etwa 5200 m² zu 

beziffern. Diese Flächen werden zu einem Großteil versiegelt und stehen der Bo-

denentwicklung und somit als Pflanzenstandort / Habitat für Tiere nicht mehr zu 

Verfügung. Dabei gilt es zu berücksichtigten, dass, sich das Areal in einem Vor-

ranggebiet für Gewerbe befindet. 

Auswirkungen infolge der Art und Menge an Emissionen von Schadstoffen, Lärm, Erschütterungen, 
Licht, Wärme und Strahlung sowie der Verursachung von Belästigungen 

Emissionsbedingte Auswirkungen durch Strahlung sind nicht zu erwarten.  

Hinsichtlich der Lärmthematik sind temporäre Auswirkungen während der Bau-

phase und dauerhafte Auswirkungen durch den Ziel-Quell-Verkehr während der 

Betriebsphase zu erwarten. Die dauerhaften Auswirkungen wurden im schall-

technischen Gutachten5 näher untersucht und als nicht erheblich eingestuft.  

Auswirkungen infolge der Art und Menge der erzeugten Abfälle und ihrer Beseitigung und Verwertung 

Erzeugte Abfälle werden örtlich gesammelt, ordnungsgemäß entsorgt und nach 

§ 7 KrWG verwertet. Ggf. vorhandene Altlasten müssen auf entsprechende De-

ponien entsorgt werden.  

Auswirkungen infolge der Risiken für die menschliche Gesundheit, das kulturelle Erbe oder die Um-
welt (z.B. durch Unfälle oder Katastrophen) 

Es sind keine Auswirkungen infolge von Risiken für die genannten Aspekte zu 

erwarten 

Auswirkungen infolge der Kumulierung mit den Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plange-
biete unter Berücksichtigung etwaiger bestehender Umweltprobleme in Bezug auf möglicherweise 
betroffene Gebiete mit spezieller Umweltrelevanz oder auf die Nutzung natürlicher Ressourcen 

Durch die Umsetzung der Planung gehen zukünftig Geräuscheinwirkungen aus. 

Kumulierte Auswirkungen auf Gebiete welche auf die Nutzung natürlicher Res-

sourcen ausgerichtet sind, sind nicht zu erwarten. 

Auswirkungen infolge der Auswirkungen der geplanten Vorhaben auf das Klima (zum Beispiel Art und 
Ausmaß der Treibhausgasemissionen) und der Anfälligkeit der geplanten Vorhaben gegenüber den 
Folgen des Klimawandels 

Durch die Umsetzung der Planung kommt es zu einem erhöhten Versiegelungs-

grad. Versiegelte Flächen haben kleinklimatische Auswirkungen, da sie mehr 

Sonneneinstrahlungen einfangen. Die besonders in Asphalt gespeicherte Wär-

meenergie wird nur verzögert wieder abgegeben, was vor allem in der Sommer-

zeit zu erhöhten Temperaturen auch während des Nachtzeitraums führt. Versie-

gelte Böden können kein Wasser verdunsten und tragen somit nicht zur Luftküh-

lung bei.  

Auswirkungen infolge der eingesetzten Techniken und Stoffe 

Durch das Vorhaben sind keine erheblichen Auswirkungen infolge der eingesetz-

ten Techniken und Stoffe zu erwarten. Im Rahmen der Bauarbeiten sind tempo-

räre Beeinträchtigungen zu erwarten. Es ist davon auszugehen, dass die gesetz-

 
5 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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lichen Vorgaben bzw. Auflagen hinsichtlich der Immissionen aus den Genehmi-

gungsverfahren zu den einzelnen Vorhaben eingehalten werden, so dass erheb-

liche Auswirkungen nicht zu erwarten sind 
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4. GEPLANTE MAßNAHMEN 

Zur Kompensation des Eingriffs innerhalb des Plangebietes, wird mittels des An-

kaufs von Ökopunkten ein externer Ausgleich erfolgen. Dadurch ist im Bebau-

ungsplan eine Festsetzung gem. § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. § 11 BauGB getroffen 

worden, die schlussendlich in einem städtebaulichen Vertrag abgehandelt wird. 

Weiterhin sind für die Erhöhung der Biodiversität sowie zur Verringerung der po-

tenziellen Versiegelung gem. § 9 Abs. 1 Nr. 25a und b die nicht überbaubaren 

Grundstücksflächen zu begrünen und gärtnerisch zu gestalten sowie für 

Neupflanzungen standortgerechte, einheimische Gehölze bzw. für Stellplatzbe-

grünungen verträgliche Gehölze gem. GALK-Liste zu verwenden. Zudem ist in 

Abhängigkeit der Stellplatzanzahl (je 5 Park- und Stellplätze) ein Hochstamm zu 

pflanzen. Des Weiteren ist ein Ausschluss sog. Schottergärten gewährleistet. 

Hinsichtlich des Artenschutzes sind in jedem Fall die Rodungszeiten gem. § 39 

BNatSchG zu beachten. 

Gemäß dem beauftragten Lärmgutachten6 wurden im vorliegenden Bebauungs-

plan Lärmkontingente festgesetzt, die zum Schutz der nahegelegenen Wohnbe-

bauung in der Sorauer Straße die Einhaltung der erforderlichen Richtwerte so-

wohl tags als auch nachts gewährleistet. 

5. ZUSÄTZLICHE ANGABEN 

5.1. VERWENDETES VERFAHREN UND DARSTELLUNG DER SCHWIERIGKEITEN BEI DER ZU-

SAMMENSTELLUNG DER ANGABEN 

Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Unterlagen gab es nicht.  

Die vorhandenen Unterlagen wurden auf Grundlage bestehender Fachgesetze 

und mit Hilfe aktueller Literatur und Datenbanken erstellt. Zusätzlich erfolgten 

Aufnahmen und Erfassungen vor Ort. Ein Gutachten zum Lärm wurde ebenfalls 

bei der Umweltprüfung eingestellt und berücksichtigt.  

Die in der vorliegenden Umweltprüfung erarbeiteten Aussagen sind für die Um-

weltprüfung im Sinne des § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB und § 50 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung ausreichend. 

5.2. NICHTTECHNISCHE ZUSAMMENFASSUNG 
 

Der Eigentümer der Flurstücke im Geltungsbereich beabsichtigt im Rahmen der 

vorliegenden Planung eine gewerbliche Entwicklung. Festgesetzt werden soll ein 

eingeschränktes Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO. Damit kann der Standort 

komplementär zu den gewerblichen Entwicklungen im nahen räumlichen Umfeld 

ausgebaut werden, die durch den Bebauungsplan „Industriepark Zunderbaum“ 

ermöglicht wurden. 

Damit der Bebauungsplan aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden 

kann sind für diesen eine Änderung der Darstellungen notwendig. Dazu soll die 

Grünfläche für den Teil des Geltungsbereichs durch eine gewerbliche Baufläche 

ersetzt werden, um die oben beschriebene gewerbliche Nutzung zu ermöglichen. 

 
6 SGS-TÜV Saar GmbH, Schalltechnisches Gutachten zum Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ der Kreisstadt 

Homburg Geräuschkontingentierung der Gewerbefläche“, Sulzbach, 2020 
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Die saP kommt zu dem Schluss, dass durch das geplante Vorhaben keine Ver-

botstatbestände gem. § 44 Abs. 1 BNatSchG einschlägig werden, falls die erfor-

derlichen Rodungszeiten eingehalten werden. 

Die Umweltprüfung hat ferner dargelegt, dass keine erheblichen Auswirkungen 

auf die untersuchten Schutzgüter zu erwarten sind. Negative Auswirkungen auf 

die Schutzgüter Mensch und Grundwasser können mittels der getroffenen Vor-

kehrungen unterbunden werden. 

6. QUELLENVERZEICHNIS 

 
Rechtsnormen Die relevanten Gesetze sind der Planzeichnung des Bebauungsplanes zu ent-

nehmen. 

Pläne / Programme  

▪ Landesentwicklungsplan Saarland (Siedlung und Umwelt)  

▪ Flächennutzungsplan der Kreisstadt Homburg 

▪ Landschaftsprogramm Saarland  

▪ Biotopkartierung Saarland  

▪ Inhalte des saarländischen Geoportals  

▪ Arten- und Biotopschutzprogramm Saarland  
 

Sonstiges  

▪ Leitfaden Eingriffsbewertung, Ministerium für Umwelt, Saarbrücken, 2001  

▪ Klimaatlas des Deutschen Wetterdienstes (DWD)  

▪ Geoportal des Saarlandes  
 

Artenschutz  

▪ BEZZEL, E. (1993): Kompendium der Vögel Mitteleuropas, Passeres-Sing-

vögel  

▪ BOS, J.; BUCHHEIT, M.; AUSTGEN, M.; MARKUS AUSTGEN; ELLE, O. 

(2005): Atlas der Brutvögel des Saarlandes. Ornithologischer Beobachterring 

Saar (Hrsg.), Atlantenreihe Bd. 3  

▪ BÜCHNER, S. & JUSKAITIS, R. (2010): Die Haselmaus  

▪ DELATTINIA - ARBEITSGEMEINSCHAFT FÜR TIER- UND PFLAN-ZEN-

GEOGRAPHISCHE HEIMATFORSCHUNG IM SAARLAND E.V.: 

http://www.delattinia.de/...  

▪ Faltblatt Heldbock: www.umwelt.sachsen.de/lfug  

▪ FloraWeb: http://www.floraweb.de/MAP/...  

▪ GeoPortal: Saarland http://geoportal.saarland.de/portal/de/...  

▪ HERRMANN, M. (1990): Säugetiere im Saarland; Verbreitung, Gefährdung, 

Schutz  

▪ Hirschkaefer-Steckbrief der AGNU Haan e.V.: http://www.agnu-

haan.de/hirschkaefer/  

▪ insekten box: http://www.insektenbox.de/kaefer/heldbo.htm  

▪ MINISTERIUM FÜR UMWELT DES SAARLANDES UND DELATTI-NIA: 

„Rote Listen gefährdeter Pflanzen und Tiere des Saarlandes“, Atlantenreihe 

Band 4, Saarbrücken 2008  
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▪ Ministerium für Umwelt, Energie und Verkehr (Hrsg.), Daten zum Arten- und 

Biotopschutz im Saarland (ABSP – Arten-und Biotopschutz-programm Saar-

land unter besonderer Berücksichtigung der Biotopverbundplanung, Fach-

gutachten) + Gewässertypenatlas des Saarlandes, Saarbrücken 1999  

▪ Moose Deutschland: http://www.moose-deutschland.de/ (...)  
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1. Änderung des Bebauungsplans „Am Zunderbaum“  

einschl. paralleler Teiländerung des Flächennutzungsplans 

Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 2 BauGB 
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ANMERKUNGEN ZUM VERFAHREN 

Die Beteiligung der Öffentlichkeit gem. § 3 Abs. 2 BauGB fand in der Zeit vom 30.05.2022 bis 01.07.2022 im 

Rahmen einer öffentlichen Auslegung statt.  

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden 

kann, wurden gem. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben vom 30.05.2022 um die Abgabe einer Stellungnahme bis zum 

01.07.2022 gebeten, sowie von der Auslegung benachrichtigt. 

Von den Stellen, die sich innerhalb der vorgegebenen Frist nicht geäußert haben, ist anzunehmen, dass keine von 

ihnen wahrzunehmenden Belange durch die vorgelegte Planung berührt werden. Die Nummerierung der 

Stellungnahmen entspricht der zugrunde gelegten Liste der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange. 

 

 

Anregungen der Behörden und Träger öffentlicher Belange 

Nr. Inhalt der Stellungnahme  Erläuterung und Beschlussvorschlag 

1 Amprion GmbH 
Robert-Schumann-Str. 7, 44263 Dortmund 
 
E-Mail vom 02.06.2022 
Az.: Vorgangs-Nr. 165252 
im Planbereich der o. a. Maßnahme verlaufen 
keine Höchstspannungsleitungen unseres 
Unternehmens. 
 
Planungen von Höchstspannungsleitungen für 
diesen Bereich liegen aus heutiger Sicht nicht 
vor. 
 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich 
weiterer Versorgungsleitungen die zuständigen 
Unternehmen beteiligt haben. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

2 Arbeitskammer des Saarlandes  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

3 Bergamt Saarbrücken  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

4 Biosphärenreservat Bliesgau 

Paradeplatz 4, 66440 Blieskastel 

Schreiben vom 24.06.2022 

Az.: -/- 

wir bedanken uns für die Beteiligung bei der 
Änderung des o.g. Bebauungs- und 
Flächennutzungsplans und möchten Ihnen im 
Folgenden unsere Hinweise mitteilen. 
 
Wir bedanken uns, dass unsere Empfehlungen 
zum Ausschluss von Schottergärten und zu 
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insektenfreundlicher Beleuchtung übernommen 
wurden. 
 
Bedauerlich finden wir allerdings, dass es keine 
konkreteren Aussagen zum Ausgleich gibt. Der 
Ankauf von Ökopunkten und die Regelung 
dessen über einen städtebaulichen Vertrag ist 
zwar grundsätzlich nicht zu beanstanden. Wir 
hätten uns allerdings gewünscht, dass die Stadt 
Homburg als Biosphärenstadt darum bemüht ist, 
den Ausgleich in ihrem Stadtgebiet zu vollziehen 
und vielleicht auch Maßnahmen wie eine 
Entsiegelung von Flächen zu ergreifen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Der Bereich der Änderung des B-Plans war im 
bisher gültigen B-Plan (laut Begründung der 
jetzigen Änderung) aus 1990 als eine „Fläche 
zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Boden, Natur und Landschaft“ festgesetzt gemäß 
§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB.  
Die bisherige Nutzung als landwirtschaftliche 
Fläche (Spargelanbau) stand also im 
Widerspruch zu dieser festgesetzten Nutzung. 
Mit dieser dem bisherigen B-Plan 
entgegenstehenden anthropogenen Vornutzung 
(Landwirtschaft) die Eignung der Fläche als 
Gewerbegebiet zu begründen, weil es dadurch 
kaum naturschutzfachliche Restriktionen gibt, 
sehen wir kritisch. 
Der bisher rechtskräftige Bebauungsplan „Am 
Zunderbaum“ aus dem Jahr 1990 setzt für den 
betroffenen Bereich nicht nur eine 
Maßnahmenfläche fest, sondern laut Aussage in 
der Kurzsynopse auch noch einzelne 
erhaltungswürdige Einzelbäume auf dieser 
Fläche. 
Diese werden in den uns vorliegenden 
Unterlagen mit keinem Wort erwähnt. Daher stellt 
sich für uns die Frage, ob diese abgängig waren 
oder ggf. illegal entfernt wurden. 
Wenn die Fläche so genutzt worden wäre, wie es 
im B-Plan von 1990 vorgesehen war, wäre der 
ökologische Wert also heute ein anderer.  
Wir empfehlen daher, die bilanzierten 16.500 
Ökopunkte zu erhöhen. 
 

 

 

Erläuterung 

Zum vorliegenden Ausgleich von Eingriffen in Natur 
und Landschaft über Ökokontomaßnahmen sind alle 
notwendigen Ausführungen in den Planunterlagen 
enthalten. Eine Ökokontomaßnahme ist zu dem 
Zeitpunkt ihrer Verfügbarkeit auf dem Ökokonto 
bereits durchgeführt, mit der zuständigen 
Naturschutzbehörde abgestimmt und bedarf im 
Bebauungsplan grundsätzlich keiner weiteren 
Erläuterung. Grundlage der Zuordnung im 
Bebauungsplan ist die rechnerische Bewertung des 
Eingriffs sowie des Ausgleichs im Zuge des 
Verfahrens, welche im vorliegenden Fall erfolgt ist. 
Überdies wird im Umweltbericht unter „3.1 
Bestandsaufnahmen - Bilanzierung" folgendes 
ausgeführt: „Die ÖFM ist in der Lage die benötigten 
Ökopunkte (ÖWE) aus einer Ökokontomaßnahme 
zur Umwandlung von Waldflächen mit 
standortfremden Gehölzen in standortgerechten 
Laubwald anzubieten.“  Die Vorgehensweise ist 
darüber hinaus von der zuständigen Fachbehörde 
(LUA) bestätigt. Weitergehende Regelungen werden 
im Vorfeld des Eingriffs in einem städtebaulichen 
Vertrag geregelt.  

 

Bei der Bewertung im Rahmen der baurechtlichen 
Eingriffsregelung ist der jeweilige Ist-Zustand zum 
Zeitpunkt der Planaufstellung heranzuziehen. Ob die 
Fläche gem. den bisherigen Festsetzungen eine 
potentiell höhere ökologische Wertigkeit aufweisen 
könnte, ist in vorliegendem Fall nicht von Belang. 
Der Bebauungsplan aus dem Jahr 1990 weist der 
Festsetzung weder konkrete Maßnahmen zu, noch 
wurden damals damit konkrete 
Ausgleichsverpflichtungen verknüpft. 

Die in der nebenstehend genannten Kurzsynopse 
erwähnten erhaltungswürdigen Einzelbäume 
befinden sich nicht innerhalb des 
Geltungsbereiches.  Dies wurde so auch in der 
Kurzsynopse nicht geäußert. Die Bäume sind nicht 
abgängig und werden nicht überplant. Trotz ihrer 
Lage außerhalb des Geltungsbereiches wird der 
Baumbestand der außerhalb an den 
Geltungsbereich angrenzt, entgegen der 
nebenstehenden Aussage, im Umweltbericht unter 
„3.1 Bestandsaufnahme - Schutzgut Flora/Fauna“ 
aufgeführt. Die Eingriffs-Ausgleichsbilanz orientiert 
sich am Bestand im Plangebiet. Der bilanzierten 
16.500 Ökopunkte Kompensationsdefizit wurden 
nachvollziehbar im Umweltbericht berechnet und 
sind seitens des LUA bestätigt.   

 

Beschlussvorschlag  

Gem. der oben genannten Ausführungen wird an der 
Planung in der vorliegenden Fassung festgehalten. 

 

5 Bischöfliches Ordinariat  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 
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6 Bund für Umwelt und Naturschutz 
Landesverband Saarland e.V. 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

7 Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 
Sparte Verwaltungsaufgaben 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

8 Bundeseisenbahnvermögen 
Außenstelle Saarbrücken 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

9 Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 
Telekommunikation, Post und Eisenbahnen 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

10 Creos Deutschland GmbH 

Am Zunderbaum 9, 66424 Homburg 

E-Mail vom 30.05.2022 

Az.: CR-2022-03769 

Betroffene Leitungen: 
HOMBURG – DRAHTZUGWEIHER, DN 300 
HOMBURG West, DN 200 
 
Ihre Maßnahme tangiert die oben genannten 
Gashochdruckleitungen und das zugehörige 
parallel verlegte Steuerkabel unseres 
Unternehmens. Die Gashochdruckleitungen sind 
durch einen Schutzstreifen gesichert. Die Breite 
des Schutzstreifens beträgt 6,0 m, das bedeutet 
jeweils 3,0 m rechts und links der Leitungsachse. 
 
Den Verlauf der Gashochdruckleitungen haben 
wir in dem beigefügten Plan markiert. 
 
Bei Ihrer Planung und Bauausführung beachten 
Sie bitte die beiliegende „Anweisung zum Schutz 
von Gashochdruckleitungen“ der Creos 
Deutschland GmbH in der jeweilig gültigen 
Fassung. Bei allen Tätigkeiten ist immer der 
sichere und störungsfreie Betrieb unserer 
Anlagen zu gewährleisten. 
 
Im Bereich des Schutzstreifens unserer 
Gashochdruckleitung sind Baumaßnahmen 
grundsätzlich nicht zulässig. Bei Kreuzungen und 
Parallelführungen von Ver- und 
Entsorgungsleitungen ist vor Baubeginn eine 
detaillierte technische Abstimmung mit uns 
vorzunehmen. 
 
Besonders zu beachten ist, dass zur Sicherheit 
der Gasversorgung und um eine Gefährdung auf 
der Baustelle auszuschließen, im 
Schutzstreifenbereich der Leitungen Arbeiten nur 
nach vorheriger Einweisung durch einen 
Beauftragten der Creos Deutschland GmbH 
ausgeführt werden dürfen. 
 
Die Lagerung von Material und Aushub innerhalb 
des Schutzstreifens bedarf der vorherigen 
Zustimmung. Das Befahren bzw. Überqueren 
des Schutzstreifens mit schweren Fahrzeugen ist 
im Vorfeld mit dem Beauftragten der Creos 
Deutschland GmbH abzustimmen. 
Gegebenenfalls sind zusätzliche 
Sichereitsvorkehrungen zu treffen. Die 
Aufstellung von Krananlagen und anderen 

 Erläuterung 

Die nebenstehend genannte Gashochdruckleitung 
einschl. ihres Schutzstreifens sowie eines Verweises 
auf die geltenden Schutzbestimmungen sind bereits 
als Hinweis in den Planunterlagen enthalten.  

Auf eine zeichnerische Darstellung der Leitung wird 
verzichtet, da sowohl die Leitung als auch der 
Schutzstreifen außerhalb des Plangebietes liegen.  

Beschlussvorschlag  

Gem. der oben genannten Ausführungen wird an der 
Planung in der vorliegenden Fassung festgehalten. 
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schweren Geräten muss grundsätzlich außerhalb 
des Schutzstreifens erfolgen. 
 
Wir bitten Sie den Bestand der Leitung 
einschließlich des Schutzstreifens sowie die 
Auflagen der beiliegenden „Anweisung zum 
Schutz von Gashochdruckleitungen“ der Creos 
Deutschland GmbH in den Bebauungsplan zu 
übernehmen. 
 
Die Übernahme der Gashochdruckleitung in den 
Bebauungsplan entbindet Sie nicht davon, 
weitgehende Detailplanungen erneut mit uns 
abzustimmen. 
 
Wir weisen Sie besonders darauf hin, dass die 
Zustimmung für Arbeiten im Leitungsbereich 
unter Beifügung von Plänen (Lagepläne, 
Grundrisse, Querprofile usw.) rechtzeitig, 
mindestens jedoch 20 Werktage vor Beginn der 
Arbeiten, bei der Creos Deutschland GmbH 
schriftlich zu beantragen ist. 
 
Ansprechpartner für Rückfragen: 
Creos Deutschladnd GmbH 
Technisches Büro 
Telefon: 06841 / 9886 – 160 
planauskunft-gasnetz@creos-net.de 
 

Anlagen:  

Anweisung zum Schutz von 
Gashochdruckleitungen 

Planunterlagen 

11 CSG GmbH  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

12 Deutsche Bahn AG - DB Immobilien Region 
Südwest 

Camberger Str. 10, 60327 Frankfurt 

E-Mail vom 02.06.2022 

Az.: -/- 

DB Immobilien ist das von der DB Netz AG 
bevollmächtigte Unternehmen für die Abgabe 
von Stellungnahmen bei Beteiligungen Träger 
öffentlicher Belange.  
Gegen den o.g. Bebauungsplan bestehen aus 
Sicht der DB Netz AG keine Einwendungen. 
Aufgrund eines Abstandes von ca. 700 m zur 
nächsten aktiv betriebenen Bahnstrecke Nr. 
3282  halten wir eine Beteiligung im weiteren 
Verlauf des Verfahrens für nicht erforderlich.  
  
Bei Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur 
Verfügung. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

13 Deutsche Telekom Technik GmbH 
NL Südwest PTI 11 

Pirmasenser Str. 65, 67655 Kaiserslautern 

Schreiben vom 30.05.2022 

Az.: 229-22/SB/JT 

 Erläuterung 

In den Planunterlagen ist bereits auf die 
nebenstehend genannte Telekommunikationslinie 
einschl. der Schutzbestimmungen hingewiesen. 

Beschlussvorschlag  
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die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend 
Telekom genannt) - als 
Netzeigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. 
v. § 125 Abs. 1 TKG - hat die 
Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt 
und bevollmächtigt, alle Rechte und 
Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen 
sowie alle Planverfahren Dritter 
entgegenzunehmen und dementsprechend die 
erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu 
der o. g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

 
Im Planbereich befinden sich 
Telekommunikationslinien der Telekom, wie aus 
beigefügtem Plan ersichtlich ist. 

 
Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass 
Beschädigungen der vorhandenen 
Telekommunikationslinien vermieden werden 
und aus betrieblichen Gründen (z. B. 
im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien 
jederzeit möglich ist. Insbesondere müssen 
Abdeckungen von Abzweigkästen und 
Kabelschächten sowie oberirdische Gehäuse 
soweit frei gehalten werden, dass sie 
gefahrlos geöffnet und ggf. mit 
Kabelziehfahrzeugen angefahren werden 
können. 
 
Bei Konkretisierung Ihrer Planungen durch einen 
Bebauungsplan ist eine 
Planauskunft und Einweisung von unserer 
zentralen Stelle einzufordern: 
 
Deutsche Telekom Technik GmbH 
Zentrale Planauskunft Südwest 
Chemnitzer Str. 2 67433 Neustadt a.d. Weinstr. 
E-Mail: planauskunft.suedwest@telekom.de 
 
Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu 
beachten. 

 
Sollte an dem betreffenden Standort ein 
Anschluss an das Telekommunikationsnetz 
der Telekom benötigt werden, bitten wir zur 
Koordinierung mit der Verlegung anderer 
Leitungen rechtzeitig, sich mit uns in Verbindung 
zu setzen. Für die Bestellung eines 
Anschlusses setzten sie sich bitte mit unserem 
Bauherrnservice 0800 3301903 
in Verbindung. 
 

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

14 Deutsche Telekom Technik GmbH 
Technische Planung und Rollout 

Ziegelleite 2-4, 95448 Bayreuth 

E-Mail vom 02.06.2022 

Az.: -/- 

vielen Dank für die Beteiligung unseres 
Unternehmens bei der oben genannten 
Maßnahme. 
  

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
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Wir betreiben derzeit in diesem Bereich keine 
Richtfunkverbindung. Deshalb erheben wir auch 
keine Einwände gegen die Planung. 
  
Bitte beachten Sie, dass diese Stellungnahme 
nur für Richtfunkverbindungen im Eigentum der 
Deutschen Telekom gilt. Darüber hinaus mieten 
wir weitere Richtfunktrassen bei Ericsson an. 
Über deren Verlauf können wir keine Auskünfte 
erteilen. Deshalb bitte ich Sie, falls nicht schon 
geschehen, Ericsson in Ihre Anfrage mit 
einzubeziehen. 
  
Bitte wenden Sie sich an: 
  
Ericsson Services GmbH 
Prinzenallee 21 
40549 Düsseldorf 
E-Mail: bauleitplanung@ericsson.com 
 

15 Deutscher Wetterdienst 

Frankfurter Str. 135, 63067 Offenbach 

Schreiben vom 23.06.2022 

Az.: PB24A/07.62.10/299-2022 

im Namen des Deutschen Wetterdienstes als 
Träger öffentlicher Belange bedanke ich mich für 
die Beteiligung zum Bebauungsplan der 
Kreisstadt Homburg „Am Zunderbaum, 1. 
Änderung“ mit paralleler Teiländerung des 
Flächennutzungsplanes. 

 
Ihre Planung wurde anhand der zur Verfügung 
gestellten Unterlagen durch unsere 
Fachbereiche geprüft. Der DWD hat keine 
Einwände gegen die von Ihnen vorgelegte 
Planung, da keine Standorte 
des DWD beeinträchtigt werden bzw. betroffen 
sind. 

 
Sofern Sie für Vorhaben in Ihrem Einzugsgebiet 
amtliche klimatologische Gutachten 
für die Landes-, Raum- und Städteplanung, für 
die Umweltverträglichkeit (UVP) o. ä. benötigen, 
können Sie diese bei uns in Auftrag geben bzw. 
Auftraggeber in diesem Sinne informieren. 
Für Rückfragen stehen Ihnen die 
Ansprechpartner:innen des DWD gerne zur 
Verfügung. 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

16 Die Autobahn GmbH des Bundes 

Niederlassung West 

Peter-Neuber-Allee 1, 66538 Neunkirchen 

E-Mail vom 03.06.2022 

Az.: -/- 

gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes „Am 
Zunderbaum, 1. Änderung“ einschließlich der 
parallelen Teiländerung des Flächennutzung-
splans bestehen seitens der Autobahn GmbH 
keine Bedenken.  

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
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Die Fläche befindet sich einen Kilometer von der 
BAB 6, AS Homburg 9, entfernt. Belange der 
Autobahn GmbH des Bundes sind nicht betroffen.  
 

17 Eisenbahn-Bundesamt 
Standort Frankfurt 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

18 energis-Netzgesellschaft mbH 

Heinrich-Böcking-Str. 10-14, 66121 Saarbrücken 

E-Mail vom 02.06.2022 

Az.: -/- 

wir beziehen uns auf Ihre E-Mail vom 30. Mai 
2022. Die energis‐Netzgesellschaft mbH nimmt 
auch die Belange der energis GmbH wahr und 
beantwortet Ihr Schreiben wie folgt: 
  
Im genannten Bereich sind 
Versorgungseinrichtungen der energis‐
Netzgesellschaft mbH und der energis GmbH 
weder vorhanden noch geplant. 
  
Gegen die Aufstellung des o. g. 
Bebauungsplanes bestehen keine Einwände. 
  
Wir weisen darauf hin, dass Auskunft über im 
genannten Geltungsbereich betriebene 
Versorgungsanlagen bei der VSE NET GmbH zu 
erfragen ist. 
  
Für weitere Fragen stehe ich Ihnen gerne zur 
Verfügung. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

19 Ericsson Services GmbH 

Contract Handling Group 

Prinzenallee 21, 40549 Düsseldorf 

Mail vom 31.05.2022 

Az.: -/- 

Bei den von Ihnen ausgewiesenen 
Bedarfsflächen hat die Firma Ericsson bezüglich 
ihres Richtfunks keine Einwände oder spezielle 
Planungsvorgaben. 
 
Bitte berücksichtigen Sie, dass diese 
Stellungnahme nur für Richtfunkverbindungen 
des Ericsson-Netzes gilt. 
 
Bitte beziehen Sie, falls nicht schon geschehen, 
die Deutsche Telekom, in Ihre Anfrage ein. 
Richten Sie diese Anfrage bitte an: 
Deutsche Telekom Technik GmbH  
Ziegelleite 2-4 
95448 Bayreuth  
richtfunk-trassenauskunft-gttgmbh@telekom.de 
 
Von weiteren Anfragen bitten wir abzusehen. 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

20 EVS Entsorgungsverband Saar 
Abwasserwirtschaft 

Untertürkheimer Str. 21, 66117 Saarbrücken 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 
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E-Mail vom 30.05.2022 

Az.: -/- 

in dem von Ihnen angefragten Bereich befinden 
sich keine Sammler des EVS. 
  
Über mögliche Leitungsverläufe anderer oder der 
Kommune liegen uns keine Informationen vor. 
  
Wir weisen darauf hin, dass sich diese Auskunft 
ausschließlich auf den Verlauf der Sammler 
bezieht. 
Soweit weitergehende Informationen, z.B. zu 
Eigentums - oder Nutzungsangelegenheiten von 
oder an Grundstücken erforderlich sind, 
sind diese von den jeweils zuständigen Stellen 
beim EVS oder anderen betroffenen Stellen, wie 
z.B. Gemeinde, Grundbuchamt, Eigentümern 
einzuholen. 
  
Bei Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung. 
 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

21 EVS Entsorgungsverband Saar 
Abfallwirtschaft 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

22 Finanzamt St. Wendel  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

23 Gemeinde Kirkel  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

24 Handwerkskammer des Saarlandes  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

25 Industrie- und Handelskammer 

Franz-Josef-Röder-Str. 9, 66119 Saarbrücken 

Schreiben vom 28.07.2022 

Az.: -/- 

Mit der Aufstellung des oben genannten 
Bebauungsplanes sollen die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Bereitstellung einer 
weiteren Gewerbefläche geschaffen werden. 
Diese Planungsabsicht der Kreisstadt Homburg 
begrüßen wir im Interesse der Gewerblichen 
Wirtschaft ausdrücklich. Wir haben keine 
Anregungen und Bedenken gegen diese 
Planungsabsicht vorzutragen. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

26 Kreisstadt Homburg 

Baubetriebshof 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

27 Kreisstadt Homburg 

Abt. Brand- und Zivilschutz 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

28 Kreisstadt Homburg 

Abt. Bauverwaltung / Vergabe 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

29 Kreisstadt Homburg 

Abt. Denkmalpflege / Museen 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

30 Kreisstadt Homburg 

Abt. Hochbau 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

31 Kreisstadt Homburg 

Abt. Liegenschaften 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 



agstaUMWELT GmbH   Seite 9 
 

32 Kreisstadt Homburg 

Abt. Stadtentwässerung 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

33 Kreisstadt Homburg 

Abt. Stadtplanung / Bauordnung 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

34 Kreisstadt Homburg 

Abt. Tiefbau 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

35 Kreisstadt Homburg 

Abt. Verwaltungspolizei 

Am Forum 5, 66424 Homburg 

E-Mail vom 01.07.2022 

Az.: -/- 

bezüglich Ihrer Anfrage verweisen wir auf unsere 
Stellungnahme vom 29. November 2019. Die 
darin aufgeführten Bedenken wurden im weiteren 
Verfahren berücksichtigt – jedoch mit Bezug auf 
die Ansiedelung einer Tankstelle. Da hier 
nunmehr keine Tankstelle mehr errichtet werden 
soll, sind die Bedenken hinsichtlich des Ziel- und 
Quellverkehrs erneut zu berücksichtigen. 

 

 Erläuterung 

Da nebenstehend Bedenken hinsichtlich des Ziel- 
und Quellverkehrs geäußert wurden: Im Rahmen der 
frühzeitigen Planungsphase wurde noch 
konzeptionell die Errichtung einer Tankstelle im 
geplanten Gewerbegebiet favorisiert. Für diese im 
vorliegenden Plangebiet voraussichtlich 
verkehrsintensivste Nutzung wurde daher ein 
Verkehrsgutachten erstellt, dass hinsichtlich Ziel- 
und Quellverkehre die potentiellen Auswirkungen 
auf die Straße „Am Zunderbaum“ sowie auf den 
angrenzenden Knotenpunkt an der B423 
mituntersuchte. Das Ergebnis war, dass sich der 
Mehrverkehr nicht negativ auf dem Knotenpunkt 
bzw. die Straße am Zunderbaum auswirkt. Weiterhin 
wurden im Bebauungsplan nun Tankstellen sowie 
generell Einzelhandelsbetriebe, beides sehr 
kundenintensive Betriebe, ausgeschlossen. Da die 
Tankstellennutzung im Nachgang zur frühzeitigen 
Beteiligung ausgeschlossen wurde, wurde auf eine 
weitere Verkehrsuntersuchung verzichtet. 
Insbesondere, da die Tankstellenutzung vom 
Fachgutachter, als intensivste Nutzung bereits im 
Gutachten als unbedenklich für die angrenzenden 
Verkehrsbereiche attestiert wurde. 

Beschlussvorschlag  

Gem. der oben genannten Ausführungen wird an der 
Planung in der vorliegenden Fassung festgehalten. 

 

36 Kreisstadt Homburg 

Amt für Jugend, Senioren und Soziales 

Am Forum 5, 66424 Homburg 

E-Mail vom 29.06.2022 

Az.: -/- 

Keine Stellungnahme erforderlich 
Belange des Amtes für Jugend, Senioren und 
Soziales sind von der Planung nicht betroffen. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

37 Kreisstadt Homburg 

Amt für Schule und Sport 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

38 Kreisstadt Homburg 

Stadtkämmerei 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

39 Kreisstadt Homburg 

Umwelt und Grünflächen 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

40 Kreisverwaltung Südwestpfalz  Erläuterung 

Keine Anregungen. 
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Unterer Sommerwaldweg 40-42, 66953 
Pirmasens 

Schreiben vom 21.06.2022 

Az.: VI/62/BP22-030 

wir nehmen Bezug auf lhr Schreiben vom 
30.05.2022 mit dem Aktenzeichen ,,19-21/SE". 
Mit diesem Schreiben wurden wir zur 
Stellungnahme zur o.g. Bauleitplanung 
aufgefordert. 

 
lm Hinblick auf eine fehlende Betroffenheit 
bestehen unsererseits gegen die vorgelegten 
Planungen keine Bedenken. 
 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

41 Landesamt für Umwelt- und Arbeitsschutz 

Don-Bosco-Straße 1, 66119 Saarbrücken 

Schreiben vom 07.07.2022 

Az.: 01/6101-0042#0002/Wß 

Im Zuge des Verfahrens sollen die 
planungsrechtlichen Voraussetzungen für die 
Umwandlung eine bislang als Acker genutzten 
Fläche von 0,65 ha in eine gewerbliche Nutzung 
geschaffen werden. 

Zu der Aufstellung des o. g. Bebauungsplans 
nehmen wir aus der fachtechnischen Sicht 
unseres Hauses wie folgt Stellung und bitten, die 
aufgeführten Hinweise und Anmerkungen zu 
berücksichtigen. 

 

 Eine Begründung zu den Sachverhalten erfolgt in 
Zuordnung zu den einzelnen Anregungen 

 

 

41-

1 

Wasser 

Gebiets- und anlagenbezogener 
Grundwasserschutz 

Das o.g. Vorhaben befindet sich innerhalb der 
Schutzzone III des mit Verordnung vom 13. 
Dezember 1989 festgesetzten 
Trinkwasserschutzgebietes C32 „Homburg-
Beeden“ zu Gunsten der energis GmbH, 
Heinrich-Böcking-Straße 10-14, 66121 
Saarbrücken. 

Auf Grund der Lage im festgesetzten 
Wasserschutzgebiet mit folgenden betroffenen 
Verbotsbestimmungen: 

- Betriebe mit Verwendung oder Abstoß 
radioaktiver oder wassergefährdender Stoffe, 

- Lagern radioaktiver oder 
wassergefährdender Stoffe, ausgenommen 
Lagern von Heizöl für den Hausgebrauch und von 
Dieselöl für landwirtschaftlichen Betrieb, wenn 
die erforderlichen Sicherheitsmaßnahmen für 
Bau, Antransport, Füllung, Lagerung und Betrieb 
getroffen und eingehalten, 

- Umschlags- und Vertriebsstellen für 
Heizöl, Dieselöl, für alle übrigen 
wassergefährdenden Stoffe und für radioaktive 
Stoffe 

  

 

Erläuterung 

Die Bestimmungen der Wasserschutz-
gebietsverordnung sind bereits gem. § 9 Abs. 6 
BauGB in den Bebauungsplan übernommen.  
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wurde im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 
der Errichtung von Tankstellen aus der Sicht des 
Grundwasserschutzes nicht zugestimmt.  

Die Möglichkeit der Errichtung einer Tankstelle 
wurde gemäß der Begründung zum BBP entfernt 
(S.12 „Aufgrund einer potentiellen 
Konfliktträchtigkeit mit dem Wasserschutzgebiet 
findet auch ein Ausschluss von Tankstellen 
statt.“) 

Hinweis: 

In den eingereichten Unterlagen ist ebenfalls eine 
Kurzsynopse (Zusammenfassung der 
Stellungnahmen zur frühzeitigen Beteiligung) 
enthalten, welche jedoch an der Errichtung einer 
Tankstelle festhält. Dies steht im Widerspruch zur 
Begründung der Bebauungsplanänderung. 

Im Rahmen der späteren Umsetzung von 
Baumaßnahmen ist deren Vereinbarkeit mit den 
Anforderungen bzw. den Vorschriften der 
Wasserschutzgebietsverordnung zu überprüfen. 

Nachfolgende Punkte sind weiterhin zu 
beachten: 

1. Erdwärmesonden sind nicht 
genehmigungsfähig. Die Genehmigungsfähigkeit 
von Erdwärmekollektoren ist im Einzelfall zu 
prüfen. 

2. Für die Ausführung vorgesehener 
Sauberkeits-, Trag- oder Dränschichten, für die 
Verfüllung von Arbeitsräumen (Kanalgräben, 
Baugruben usw.) sowie für den Unter- und 
Oberbau von Verkehrs- und Parkflächen darf nur 
Material verwendet werden, das keine 
auslaugbaren wassergefährdenden Bestandteile 
enthält (geeignetes Naturmaterial) bzw. Material, 
das der Einbauklasse 0 der LAGA Mitteilung M20 
(Anforderungen an die stoffliche Verwertung von 
mineralischen Abfällen Stand, September 2005) 
entspricht. 

3. Sofern eine Gründung von Bauwerken 
mittels Bohrpfählen erfolgen soll und diese in den 
Grundwasserhorizont reichen, stellt die 
Maßnahme einen Benutzungstatbestand im 
Sinne des § 9 Abs. 1 Nr. 4 
Wasserhaushaltsgesetz (WHG) dar, der gemäß 
§ 8 Abs. 1 WHG der Erlaubnis nach § 10 WHG 
bedarf. Zuständig für die Erteilung der Erlaubnis 
ist das Ministerium für Umwelt, Klima, Mobilität, 
Argar und Verbraucherschutz als oberste 
Wasserbehörde (§ 103 Abs. 2 Nr. 1 
Saarländisches Wassergesetz - SWG). 

Bei Übernahme der vorgenannten Punkte in die 
Begründung des Bebauungsplans bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplans und 
Teiländerung des Flächennutzungsplans keine 
grundsätzlichen Bedenken. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Kurzsynopse spiegelt den Planungsstand wider 
der in Folge der frühzeitigen Beteiligung der 
Behörden und der Öffentlichkeit dem Bauausschuss 
vorgelegt wurde. Nach Empfehlung des 
Bauausschusses im Vorfeld der Beteiligungen nach 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB wurden u.a. 
Tankstellen aus dem Katalog der zulässigen 
Nutzungen entfernt.  
 
 
 
 
Die nebenstehenden Punkte wurden als Hinweis in 
der Planzeichnung unter dem Punkt 
„Grundwasserschutz“ sowie in der Begründung 
ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag  

Die Planunterlagen werden wie obenstehend 
dargestellt ergänzt. 

 

41-

2 

Bodenschutz und Geologie 

Die Überprüfung des Geltungsbereiches des o. g. 
BBPs mit dem Kataster für Altlasten und 

 Erläuterung 

Ein entsprechender Hinweis ist bereits in den 
Planunterlagen enthalten. 
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altlastverdächtigen Flächen des Saarlandes hat 
ergeben, dass dieser derzeit nicht im Kataster 
erfasst ist. Das Kataster erhebt keinen Anspruch 
auf Vollständigkeit. 

Sollten sich während der Durchführung späterer 
Baumaßnahmen dennoch Anhaltspunkte über 
schädliche Bodenveränderungen ergeben, hat 
der Eigentümer / Bauherr gem. § 2 Abs. 1 
Saarländisches Bodenschutzgesetz (SBodSchG) 
unverzüglich die zuständige untere 
Bodenschutzbehörde zu informieren und die 
erforderlichen Maßnahmen abzusprechen. 

 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

41-

3 

Gewässerschutz 

Um den Vorgaben des § 49a Saarländisches 
Wassergesetz (SWG) zu entsprechen, ist das 
anfallende Niederschlagswasser vor Ort zu 
nutzen, zu versickern, zu verrieseln oder in ein 
oberirdisches Gewässer einzuleiten, wenn dies 
zu keiner Beeinträchtigung des Wohls der 
Allgemeinheit führt. Da vor Ort durch die 
restriktiven Vorgaben des Wasserschutzgebietes 
eine Versickerung und Verrieselung nur bedingt 
möglich ist, wird zum Schutz des Bodens und des 
Grundwassers klärend festgesetzt, dass das von 
Verkehrs- und Parkflächen sowie von Gebäuden 
anfallende Niederschlagswasser nicht versickert 
oder verrieselt werden darf. Die betreffenden 
Flächen müssen vollversiegelt hergestellt werden 
und das Wasser muss in die Kanalisation 
abgeleitet werden. 

Die Schmutzwasserentsorgung erfolgt über die 
vorhandene Kanalisation. Diese kann somit als 
ordnungsgemäß gesichert erachtet werden. 

 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

41-
4 

Naturschutz 

Das Plangebiet liegt außerhalb von 
Schutzgebieten oder Schutzobjekten nach dem 
Bundesnaturschutzgesetz. Eine im Rahmen der 
Planung durchgeführte artenschutzrechtliche 
Prüfung gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz hat 
ergeben, dass bei Beachtung der im Rahmen des 
Bebauungsplans formulierten Vermeidungs- und 
Minimierungsmaßnahmen (insbes. Einhaltung 
der Rodungsfristen des § 39 Abs. 5 Nr. 2 
BNatSchG) keine artenschutzrechtlichen 
Verbotstatbestände zu erwarten sind.  

Der Ausgleich für das Kompensationsdefizit von 
rund 16.500 Ökopunkten wird durch eine 
Ökokontomaßnahme (Umwandlung von 
Waldflächen mit standortfremden Gehölzen in 
standortgerechten Laubwald) erbracht. Als 
förderfähige Ökokontomaßnahme ist diese noch 
genauer zu benennen und im Bebauungsplan 
festzusetzen.  

 

 Erläuterung 

Eine Festsetzung zum Ausgleich war auch bisher 
unter „II. Festsetzung gem. § 9 Abs. 1a i.V.m. § 1a 
Abs. 3 BauGB“ der Planzeichnung zu entnehmen. 
Diese wurde nun noch wie nebenstehend angeregt, 
um das gem. Umweltbericht ermittelte 
Kompensationsdefizit von 16.500 ÖWE und der 
Notwendigkeit zum Erwerb entsprechender 
Ökopunkte ergänzt 

Beschlussvorschlag  

Die Planunterlagen werden wie obenstehend 
dargestellt redaktionell ergänzt. 

 

41-

5 

Lärmschutz 

Der Bereich war lärmtechnisch bereits 
kontingentiert. Auch der neue Bereich weist eine 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 
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Kontingentierung auf. Diese wurde geprüft und ist 
nicht zu beanstanden. Die entsprechenden 
textlichen Festsetzungen sind somit Korrekt und 
die Nachweise zur Einhaltung der Kontingente 
sind dann im Baugenehmigungsverfahren zu 
führen. 

 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

41-

6 

Luftreinhaltung  

Auf Seite 8 der agsta Umwelt „Begründung“ zum 
Bebauungsplan „Am Zunderbaum, 1. Änderung“ 
im Stadtteil Erbach-Reiskirchen findet sich 
folgende Aussage: 

Das Plangebiet befindet sich am Rande eines 
industriell/ gewerblich geprägten Umfeldes. Die 
Ansiedlung eines Störfallbetriebes ist somit nicht 
gänzlich ausgeschlossen. 

Daher wird seitens der Luftreinhaltung die 
Übernahme des nachfolgenden Textes in den 
Bebauungsplan empfohlen: 

Im Falle der Ansiedlung eines Störfallbetriebes 
sind die nach der KAS18 zu berechnenden 
Achtungsabstände zu benachbarten 
Schutzobjekten einzuhalten. 

 

 Erläuterung 

Der nebenstehende Hinweis wird in der 
Planzeichnung sowie in der Begründung ergänzt. 
 
Beschlussvorschlag  

Die Planunterlagen werden wie obenstehend 
dargestellt ergänzt. 

 

42 Landesamt für Vermessung, Geoinformation 
und Landentwicklung 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

43 Landesamt für zentrale Dienste 
Sachgebiet Z 2 
 - Grundstücks- und Gebäudemanagement - 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

44 Landesbetrieb für Straßenbau - Saarland  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

45 Landesdenkmalamt 

Am Bergwerk Reden 11, 66578 Schiffweiler 

Schreiben vom 10.06.2022 

Az.: LDA/TOEB/Ma-Scho 

Zu der vorliegenden Planung nimmt das 
Landesdenkmalamt wie folgt Stellung. 
Rechtsgrundlage ist das Gesetz Nr. 1946 zur 
Neuordnung des saarländischen Denkmal-
schutzes und der saarländischen Denkmalpflege 
(Saarländisches Denkmalschutzgesetz – 
SdschG) vom 13. Juni 2018 (Amtsblatt des 
Saarlandes Teil I vom 5.Juli 2018 S. 358ff.). 
 
Baudenkmäler und Bodendenkmäler sind nach 
heutigem Kenntnisstand von der Planung nicht 
betroffen. Auf die Anzeigepflicht und das 
befristete Veränderungsverbot bei Bodenfunden 
§ 16 Abs. 1 und 2 SDschG) sollte in den textlichen 
Festsetzungen des Planwerks hingewiesen 
werden. 
Auf § 28 SDschG (Ordnungswidrigkeiten) sei an 
dieser Stelle hingewiesen. 
 

 Erläuterung 

Die nebenstehenden Hinweise sind bereits in den 
Planunterlagen enthalten. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

46 Landespolizeipräsidium 
Direktion LPP 1 
LPP 125 - Kampfmittelbeseitigungsdienst 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 
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47 Landesverband Einzelhandel und 
Dienstleistung Saarland e.V. 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

48 Landwirtschaftskammer für 
das Saarland 

In der Kolling 310, 66450 Bexbach 

E-Mail vom 01.07.2022 

Az.: -/- 

Gegen die vorliegende Bauleitplanung werden 
keine Bedenken vorgebracht. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

49 Ministerium der Justiz  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

50 Ministerium für Bildung und Kultur  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

51 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 
Oberste Landesbaubehörde OBB 1:  
Landes- und Stadtentwicklung, 
Bauaufsicht und Wohnungswesen 

Halbergstraße 50, 66121 Saarbrücken 

Schreiben vom 01.07.2022 

Az.: OBB 11 – 1274-6/19 Be  

OBB 11 – 1275-6/19 Be 

Im Hinblick darauf, dass der in Rede stehende 
Bereich Teil eines gemäß LEP „Umwelt“ 
festgelegten Vorranggebietes für Gewerbe, 
Industrie und Dienstleistungen ist, stehen der 
Festsetzung eines Gewerbegebietes 
landesplanerische Ziele nicht entgegen. 

Nach Abschluss des Verfahrens wird um 
Überlassung eines Exemplars des als Satzung 
beschlossenen Bebauungsplans einschl. 
Begründung sowie einer Kopie der ortsüblichen 
Bekanntmachung gebeten. 

 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

52 Ministerium für Inneres, Bauen und Sport 
Ref.OBB24 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

53 Ministerium für Umwelt, Klimaschutz, 

Mobilität, Agrar und Verbraucherschutz 

Abt. D – Forstbehörde 

Keplerstraße 18, 66117 Saarbrücken 

Schreiben vom 01.06.2022 

Az.: D/4 2401-0002#0369 2022/054906 

Im Geltungsbereich des o.g. Bebauungsplanes 
befindet sich kein Wald im Sinne des § 2 
Landeswaldgesetz. 
 
Insofern sind die Belange der Forstbehörde nicht 
betroffen. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

54 Ministerium für Wirtschaft, Innovation, 
Digitales und Energie  

Franz-Josef-Röder-Str. 17, 66119 Saarbrücken 

Schreiben vom 27.06.2022 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  
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Az.: E/1-M05 PC 

Zum oben angeführten Planungsverfahren 
bestehen seitens der Fachreferate des 
Ministeriums für Wirtschaft, Innovation, Digitales 
und Energie keine Bedenken. 
 

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

55 NABU, Naturschutzbund Deutschland 
Landesverband Saarland e. V. 

Antoniusstraße 18, 66822 Lebach 

Schreiben vom 26.06.2022 

Az.: 86/2022 th 

Der NABU Saarland e.V. bedankt sich für die 
Beteiligung am o.g. Verfahren. 
 
Da sich das Plangebiet in einer 
Wasserschutzzone befindet, sollte das 
Dachwasser in Anbetracht geringer werdender 
Regenmengen zur Versickerung gebracht 
werden. 
 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

Erläuterung 

Insbesondere auf Grund der Lage im 
Wasserschutzgebiet, ist die Versickerung des von 
anthropogen, in dem Falle gewerblich, genutzten 
versiegelten Flächen und Gebäuden anfallenden 
Niederschlagswassers hinsichtlich der Vorgaben der 
Wasserschutzgebietsverordnung im Plangebiet 
nicht zulässig. Für die nicht versiegelten Flächen des 
Plangebietes gelten die Vorgaben des § 49a SWG 
(Saarländisches Wassergesetz). 

Beschlussvorschlag  

Gem. der oben genannten Ausführungen wird an der 
Planung in der vorliegenden Fassung festgehalten. 

. 

 

56 Oberbergamt des Saarlandes 

Am Bergwerk Reden 10, 66578 Schiffweiler 

Schreiben vom 08.06.2022 

Az.: VIII 3110/119/22 

Nach Prüfung der Angelegenheit teilen wir Ihnen 
mit, dass gegen die Aufstellung des 
Bebauungsplanes „Am Zunderbaum, 
1.Änderung“ mit paralleler Teiländerung des 
Flächennutzungsplans in der Kreisstadt 
Homburg aus bergbaulicher Sicht keine 
Bedenken bestehen. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

57 PfalzKom Gesellschaft für 

Telekommunikation mbH 

Koschatplatz 1, 67061 Ludwigshafen 

E-Mail vom 01.06.2022 

Az.: PP 22-1930 

unsere Leitungen wären in diesem Fall betroffen.  
Im Anhang finden Sie dazu eine oder mehrere 
PDF-Dateien, welche die Lage und die dazu 
angrenzenden Leitungen aufzeigt. 
  
Bei Fragen stehe ich Ihnen selbstverständlich 
jederzeit gerne zur Verfügung. 
 
Anlage: Leitungsplan 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

 

58 

a 

Pfalzwerke AG 
Kurfürstenstraße 29, 67061 Ludwigshafen 

Schreiben vom 30.06.2022 

Az.: BG186-2022-775-17983-00 zum 
Bebauungsplan 

 Erläuterung 

Bereits jetzt entfaltet die zeichnerische Darstellung 
der 20kv-Freileitung und des Schutzstreifens in der 
vorliegenden Bauleitplanung lediglich 
deklaratorischen Charakter. Wie auch 
nebenstehend dokumentiert, unterliegen Leitungen 
des Öfteren Veränderungen. Hinzu kommt, dass 
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im Rahmen unserer Beteiligung an dem im 
Betreff genannten Verfahren geben wir 
folgende fachtechnische Stellungnahme ab. 
 
Unsere Stellungnahme zur parallellaufenden 
Änderung des Flächennutzungsplanes 
geben wir aus internen sowie 
verwaltungstechnischen Gründen in einem 
separaten Schreiben ab. 
 
Zur mitgeteilten Planung bestehen keine 
Bedenken mehr. Wir geben aber folgende 
ergänzende Informationen weiter und bitten um 
entsprechende Berücksichtigung. 
 
Zur Wahrung der Belange unseres 
Unternehmens haben wir Ihnen im Rahmen der 
frühzeitigen Beteiligung mit Schreiben vom 
04.12.2019 (Zeichen: BG172-2019-775- 
17983-00) Bedenken und Anregungen im 
Hinblick auf unsere innerhalb des Geltungs- 
bereichs befindliche 20-kV-Mittelspannung-
sfreileitung Pos. 026-00, Leitungsab- 
schnitt Mast Nr. 802930 bis Mast Nr. 802932 
mitgeteilt, gleichzeitig aber die Option 
einer Leitungsänderung angeboten (Angebot 
vom 11.06.2021). 
 
Die betroffene 20-kV-Mittelspannungsfreileitung 
wurde zwischenzeitlich größtenteils 
zurück gebaut (Leitungsabschnitt von Mast Nr. 
802927 bis Mast Nr. 802931) und der 
verbliebene noch für dieses Jahr zum Rückbau 
vorgesehene Leitungsabschnitt von 
Mast Nr. 802931 bis 802932 (bzw. bis Mast Nr. 
802937) wurde bereits stillgelegt. 
 
Als Ersatz für die bereits demontierte / zum 
Rückbau vorgesehene 20-kV-Mittelspan- 
nungsfreileitung wurde bereits eine 20-kV-
Mittelspannungskabelleitung neu ver- 
legt. Diese befindet sich vollständig außerhalb 
des Geltungsbereichs des Bebauungs- 
plans. 
 
Nach Abschluss der Demontagearbeiten werden 
sich innerhalb des Geltungsbereichs 
künftig keine Versorgungseinrichtungen der 
Pfalzwerke Netz AG mehr befinden. 
 
Aus vorbenannten Gründen ist die Aktualisierung 
bzw. Anpassung der im Rahmen 
der frühzeitigen Beteiligung geäußerten 
Bedenken und Anregungen erforderlich. 
 
Zur zeichnerischen und textlichen 
Berücksichtigung des vorbenannten 
Sachverhalts, wurden seitens des 
Planungsträgers und -büros im Rahmen der 
Kurzsynopse/ Abwägung bereits Anpassungen 
am Bebauungsplanentwurf vorgenommen. Damit 
sind unsere Belange sowohl zeichnerisch als 
auch textlich größtenteils berücksichtigt. Aller- 
dings regen wir an über entsprechende 
zeichnerische und textliche Festsetzungen im 

Bauleitplanungen immer nur den Ist-Zustand 
während der Planaufstellung aufzeigen. 
Nachträgliche Leitungsänderungen werden nicht in 
Bauleitplänen ergänzt, weswegen im Rahmen 
weiterführender Planungen aber spätestens im 
Rahmen der Baugenehmigungsphase Anfragen bei 
den Leitungsträgern über das Plangebiet zu stellen 
sind.  

Da die Leitung zwar momentan stillgelegt, aber noch 
nicht abgebaut ist, wird an der bisherigen 
Darstellung festgehalten. Die Darstellungen führen 
aber nicht zu einer Unbebaubarkeit der Leitung und 
des Schutzstreifens. Zur Berücksichtigung der 
nebenstehenden Belange wird wie in der 
Stellungnahme zum FNP angeregt folgender 

Hinweis ergänzt:  „Die dargestellte Freileitung wurde 

zwischenzeitlich teilweise rückgebaut und soll 
innerhalb des Geltungsbereichs im Laufe des Jahres 
vollständig zurück gebaut werden. Solange diese 
aber örtlich vorhanden ist, ist diese 
Versorgungseinrichtung – wie bereits erfolgt – als 
Bestand zu berücksichtigen." 

Beschlussvorschlag  

Die Planunterlagen werden wie obenstehend 
dargestellt um einen Hinweis ergänzt. 
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Bebauungsplan bereits zum jetzigen Zeitpunkt 
darauf hinzuweisen, dass die Freilei- 
tung demontiert (ist/) wird und daher die damit 
verbundenen Festsetzungen bedingt 
auflösend sind. 
 
Zeichnerische Berücksichtigung 
Auch wenn die 20-kV-Mittelspannungsfreileitung 
zukünftig abgebaut und verkabelt 
werden soll, ist deren Bestand bis dahin weiterhin 
zu berücksichtigen, solange die 
Freileitung noch (teilweise) örtlich vorhanden ist. 
Hierzu ist die Führung der Mittelspan- 
nungsfreileitung, deren zugehöriger 
Schutzstreifen und Maststandort nachrichtlich 
auszuweisen. Dies ist bereits adäquat erfolgt. 
Darüber hinaus regen wir an in der Legende den 
Hinweis „wird abgebaut“ zu ergänzen. 
 
Hier: Auszug aus der Legende der 
Planzeichnung 
 
Textliche Berücksichtigung 
Zur textlichen Berücksichtigung ist es 
erforderlich, im Textteil des Bebauungsplanes 
unter „2 Maß der baulichen Nutzung gem. § 9 
Abs. 1 Nr. 1 BauGB“, den nachste- 
hend in Kursivschrift dargestellten Textbaustein 
als bedingt auflösende Festsetzung 
zu übernehmen/ zu ergänzen: 
 
2.X Änderung/ Rückbau der 20-kV-
Mittelspannungsfreileitung 
Es ist vorgesehen, die zum Zeitpunkt der 
Erstellung des Bebauungsplanes 
in dessen Geltungsbereich bestehenden 20-kV-
Mittelspannungsfreileitung zurückzubauen. Bis 
zum Zeitpunkt der rechtlich gesicherten 
Leitungsänderung und solange die Freileitung 
örtlich vorhanden ist, gilt grundsätzlich zum 
Schutz der bestehenden Versorgungseinrichtung 
innerhalb des insgesamt 20 m breiten 
Schutzstreifens der Freileitung – jeweils 10 m 
beidseitig der Führung der Leitung – ein Bau- und 
Pflanzverbot. 
Auch Veränderungen des Geländeniveaus sind 
unzulässig, solange die Freileitung noch nicht 
geändert ist. Die im Schutzstreifen der 
Mittelspannungsfreileitung festgesetzten 
(bauliche) Nutzungen können erst nach voll- 
ständig erfolgtem Abbau der 
Mittelspannungsfreileitung uneingeschränkt re- 
alisiert werden. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren 
und um Mitteilung, inwieweit aufgrund 
unserer geäußerten Bedenken und Anregungen 
eine Anpassung der Unterlagen zum 
Entwurf des Bebauungsplanes vorgenommen 
wird (gerne per Mail an: Externe-Pla- 
nungen_Kreuzungen@pfalzwerke-netz.de). 
 
Bitte senden Sie uns zu gegebenen Zeitpunkt 
nach In-Kraft-Treten des Bebauungs- 
plans, die rechtskräftigen Unterlagen – wenn 
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möglich digital per E-Mail an Externe- 
Planungen_Kreuzungen@pfalzwerke-netz.de – 
zu. Die Unterlagen werden aus- 
schließlich in unserem Unternehmen verwendet. 
 
Bei Fragen können Sie sich jederzeit an uns 
wenden. 
 
Anlage: Stellungnahme vom 04.12.2019, 
Zeichen: BG172-2019-775-17983-00 
 

58 

b 

Pfalzwerke AG 
Kurfürstenstraße 29, 67061 Ludwigshafen 

Schreiben vom 30.06.2022 

Az.: RP20-2022-775-17984-00 zum 
Flächennutzungsplan 

im Rahmen unserer Beteiligung an dem im 
Betreff genannten Verfahren geben wir 
folgende fachtechnische Stellungnahme ab. 
 
Unsere Stellungnahme zur parallellaufenden 
Aufstellung des Bebauungsplans "Am 
Zunderbaum, 1. Änderung" geben wir aus 
internen sowie verwaltungstechnischen 
Gründen in einem separaten Schreiben ab. 

 
Die mitgeteilte Planung berührt Belange unseres 
Aufgaben- und Zuständigkeitsbereiches 
dahingehend, dass sich im Plangebiet eine 
Hauptversorgungseinrichtung Strom der 
Spannungsebene 20 kV der Pfalzwerke Netz AG 
befindet: 

 
20-kV-Mittelspannungsfreileitung Pos. 026-00, 
Leitungsabschnitt Mast Nr. 802930 – Mast Nr. 
802932 

 
Die Führung der o.a. Freileitung ist nun 
entsprechend unserer fachtechnischen Stel- 
lungnahme vom 04.12.2019 (Zeichen: RP22-
2019-775-17984-00) in der Planzeich- 
nung zur Flächennutzungsplanänderung 
dargestellt, allerdings nicht lagegenau. 
Wir bitten um Korrektur. 

 
Es bestehen keine Bedenken, noch haben wir 
weitere Anmerkungen zu den Inhalten 
der Flächennutzungsplanteiländerung. 

 
Hinweis: Die o.a. Freileitung wurden 
zwischenzeitlich teilweise rückgebaut und soll in- 
nerhalb des Geltungsbereichs im Laufe des 
Jahres vollständig zurück gebaut werden. 
Solange diese aber örtlich vorhanden ist, ist diese 
Versorgungseinrichtung – wie bereits erfolgt – als 
Bestand zu berücksichtigen. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren. 

 
Bitte senden Sie uns zu gegebenen Zeitpunkt 
nach In-Kraft-Treten der Teiländerung 
des Flächennutzungsplans, die rechtskräftigen 
Unterlagen – wenn möglich digital per 

 Erläuterung 

Da der Flächennutzungsplan nur im jeweils gültigen 
Maßstab, hier 1:5000, seine Wirkung entfaltet, kann 
auf eine parzellenscharfe Darstellung verzichtet 
werden.  

Der nebenstehend genannte Hinweis wird in der 
Begründung zur FNP Änderung ergänzt. 

 

Beschlussvorschlag  

Die Planunterlagen werden wie obenstehend 
dargestellt um einen Hinweis ergänzt. 
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E-Mail an Externe-
Planungen_Kreuzungen@pfalzwerke-netz.de – 
zu. Die Unterlagen 
werden ausschließlich in unserem Unternehmen 
verwendet. 

 
Bei Fragen können Sie sich jederzeit an uns 
wenden. 
 
Anlage: Stellungnahme vom 04.12.2019, 
Zeichen: RP22-2019-775-17984-00 
 

59 Pfalzwerke Netz AG, Netzbau GIS  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

60 Pledoc GmbH 

Gladbecker Str. 404, 45326 Essen 

Schreiben vom 31.05.2022 

Az.: 20220505318 

Wir beziehen uns auf Ihre o.g. Maßnahme und 
teilen Ihnen hierzu mit, dass von uns verwaltete 
Versorgungsanlagen der nachstehend 
aufgeführten Eigentümer bzw. Betreiber von der 
geplanten Maßnahme nicht betroffen werden: 
- Open Grid Europe GmbH, Essen 
- Kokereigasnetz Ruhr GmbH, Essen 
- Ferngas Netzgesellschaft mbH (FG), 
Netzgebiet Nordbayern, Schwaig bei Nürnberg 
- Mittel-Europäische Gasleitungsgesellschaft 
mbH (MEGAL), Essen 
- Mittelrheinische 
Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH 
(METG), Essen 
- Nordrheinische 
Erdgastransportleitungsgesellschaft mbH & 
Co.KG (NETG), Dortmund 
- Trans Europa Naturgas Pipeline GmbH (TENP), 
Essen 
- Uniper Energy Storage GmbH, Düsseldorf: 
Erdgasspeicher Epe, Eschenfelden, Krummhörn 
- GasLINE Telekommunikationsgesellschaft 
deutscher Gasversorgungsunternehmen mbH & 
Co.KG, Straelen (hier Solotrassen in 
Zuständigkeit der PLEdoc GmbH) 
 
Maßgeblich für unsere Auskunft ist der im 
Übersichtsplan markierte Bereich. Dort 
dargestellte Leitungsverläufe dienen zur groben 
Übersicht. 
 
Achtung: Eine Ausdehnung oder Erweiterung 
des Projektbereichs bedarf einer erneuten 
Abstimmung mit uns. 
 
Anlage: Übersichtskarte 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

61 Polizeirevier Homburg  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

62 Protestantisches Dekanat  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

63 Saarländischer Rundfunk 
Funkhaus Halberg 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

64 Saarpfalz-Kreis 
Dezernat 1 
Zentrale Steuerung, Sicherheit und Ordnung 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 
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65 Saarpfalz-Kreis 

Dezernat 2 

Finanzen, Immobilien und Schulverwaltung 

Am Forum 1, 66424 Homburg 

Schreiben vom 28.06.2022 

Az.: FB22 Zä/TZ 

Seitens des Saarpfalz-Kreis bestehen keine 
Bedenken gegen die beabsichtigte Aufstellung 
des Bebauungsplans „Am Zunderbaum, 
1.Änderung“, einschließlich Teiländerung des 
Flächennutzungsplans. 
 
Hinweise zum Gewässerschutz wurden bereits 
am 01.06.2022 vom Gesundheitsamt des 
Saarpfalz-Kreis übermittelt. 
 

 Erläuterung 

Die in der Stellungnahme vom 01.06.2022 vom 
Gesundheitsamt geäußerten Hinweise sind bereits 
in den Planunterlagen enthalten. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

66 Saarpfalz-Kreis 
Dezernat 3 
Arbeit und Soziales 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

67 Saarpfalz-Kreis 
Dezernat 4 
Kinder, Jugend, Familie und Gesundheit 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

68 Saarpfalz-Kreis 
Dezernat 5 
Regionalentwicklung 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

69 Saarpfalz-Kreis 
Gesundheitsamt 

Am Forum 1, 66424 Homburg 

Schreiben vom 01.06.2022 

Az.: FB33// Fr. 

mit Schreiben vom 30.05.2022 haben Sie uns zur 
Stellungnahme nach §4 Abs. 1 BauGB auf-
gefordert. 
 
Wie bereits bekannt, befindet sich das Plangebiet 
in der Trinkwasserschutzzone III „Homburg- 
Beeden ". 
Bei der Umsetzung der Maßnahme haben folglich 
die Richtlinien des DVGW- Arbeitsblattes W101 
(neueste Ausgabe) und des ATV-Regelwerkes 
A142 weiterhin ihre Gültigkeit. 
Werden diese Vorgaben eingehalten, bestehen 
von Seiten des Gesundheitsamtes des 
Saarpfalz- Kreises keine Bedenken gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes und der 
parallelen Teiländerung des FNP. 
 

 Erläuterung 

Die nebenstehenden Hinweise sind bereits in den 
Planunterlagen enthalten. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 

70 Saarpfalz-Kreis 
Untere Bauaufsichtbehörde 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

71 Stadt Bexbach  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

72 Stadt Blieskastel  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

73 Stadt Zweibrücken 

Herzogstraße 3, 66482 Zweibrücken 

E-Mail vom 07.06.2022 

Az.: -/- 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  
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mit Schreiben vom 31.05.2022 haben Sie uns im 
Rahmen des oben genannten 
Bauleitplanverfahrens beteiligt. 
  
Die Stadt Zweibrücken hat grundsätzlich keine 
Bedenken und Anregungen bezüglich der 
vorgelegten Planung. 
 

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

74 Stadtwerke Homburg GmbH  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

75 STEAG New Energies GmbH 
PT-P / Zentrale Planauskunft 
Frau Martina Burger 

St.Johanner Str. 101-105, 66115 Saarbrücken 

E-Mail vom 30.05.2022 

Az.: -/- 

die STEAG New Energies GmbH ist von den 
genannten Planungen nicht betroffen, 
insbesondere sind in dem von Ihnen 
gekennzeichneten Planbereich keine 
Medienleitungen in unserem 
Zuständigkeitsbereich vorhanden. 
Die Verbindlichkeit dieser Auskunft hat eine 
Gültigkeit von einem Monat beginnend ab dem 
Datum der Zustellung. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 

erforderlich. 

 

76 Telefonica Germany GmbH & Co. OHG 
Nürnberg 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

77 Verbandsgemeinde Bruchmühlbach-Miesau  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

78 Verbandsgemeinde Oberes Glantal  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

79 Verbandsgemeinde Zweibrücken Land  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

80 Vodafon GmbH / Vodafone Kabel 
Deutschland GmbH 
Unterföhring 

 Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 

81 

a 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Verteilnetzplanung 
Trier 

Zurmaiener Str. 175, 54292 Trier 

E-Mail vom 30.06.2022 

Az.: Stellungnahme Nr.: S01170412 zum 
Bebauungsplan 

wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
30.05.2022. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / 
Vodafone Deutschland GmbH gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände 
geltend macht. Im Planbereich befinden sich 
keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von 
Telekommunikationsanlagen ist unsererseits 
derzeit nicht geplant. 
 
Im Rahmen der Gigabitoffensive investiert 
Vodafone in die Versorgung des Landes mit 
hochleistungsfähigen Breitbandanschlüssen und 
damit den Aufbau und die Verfügbarkeit von 
Netzen der nächsten Generation - Next 
Generation Access (NGA)- Netzen. 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
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In Anbetracht der anstehenden Tiefbauarbeiten 
möchten wir hiermit unser Interesse an einer 
Mitverlegung von Leerrohren mit 
Glasfaserkabeln bekunden. Um die 
Unternehmung bewerten zu können, benötigen 
wir Informationen hinsichtlich Potenzial und 
Kosten.  
Deshalb bitten wir Sie uns Ihre Antwort per Mail 
an greenfield.gewerbe@vodafone.com zu 
senden und uns mitzuteilen, ob hierfür von Ihrer 
Seite Kosten anfallen würden. Für den Fall, dass 
ein Kostenbeitrag notwendig ist, bitten wir um 
eine Preisangabe pro Meter mitverlegtes 
Leerrohr. Des Weiteren sind jegliche 
Informationen über die geplante Ansiedlung von 
Unternehmen hilfreich (zu bebauende Fläche, 
Anzahl Grundstücke, Anzahl Unternehmen, etc). 
In Abhängigkeit von der Wirtschaftlichkeit der 
Glasfaserverlegung können wir somit die 
Telekommunikations-Infrastruktur in Ihrer 
Gemeinde fit machen für die Gigabit-Zukunft. 
Wir freuen uns darüber, wenn Sie uns zudem 
einen Ansprechpartner mitteilen würden, bei dem 
wir uns im Anschluss melden können. 
 

81 

b 

Vodafone Kabel Deutschland GmbH 
Verteilnetzplanung 
Trier 

Zurmaiener Str. 175, 54292 Trier 

E-Mail vom 30.06.2022 

Az.: Stellungnahme Nr.: S01170435 zum 
Flächennutzungsplan 

wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 
30.05.2022. 
 
Wir teilen Ihnen mit, dass die Vodafone GmbH / 
Vodafone Deutschland GmbH gegen die von 
Ihnen geplante Baumaßnahme keine Einwände 
geltend macht. Im Planbereich befinden sich 
keine Telekommunikationsanlagen unseres 
Unternehmens. Eine Neuverlegung von 
Telekommunikationsanlagen ist unsererseits 
derzeit nicht geplant. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

82 VSE Net GmbH 

Nell-Breuning-Allee 6, 66115 Saarbrücken 

Schreiben vom 23.06.2022 

Az.: VNT AM ho-lj 

Gegen die 1.Änderung des o.g. 
Bebauungsplanes sowie die parallele 
Teiländerung des Flächennutzungsplans der 
Kreisstadt Homburg bestehen unsererseits keine 
Bedenken, da sich innerhalb der 
Geltungsbereiche keine von uns betriebenen 
Versorgungsanlagen befinden. 
 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

83 VSE Verteilnetz GmbH 

Heinrich-Böcking-Str. 10-14, 66121 Saarbrücken 

Schreiben vom 23.06.2022 

 Erläuterung 

Keine Anregungen. 

Beschlussvorschlag  
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Az.: VNT AM ho-lj 

Gegen die 1.Änderung des o.g. 
Bebauungsplanes sowie die parallele 
Teiländerung des Flächennutzungsplans der 
Kreisstadt Homburg bestehen unsererseits keine 
Bedenken, da sich innerhalb der 
Geltungsbereiche keine von uns betriebenen 
Versorgungsanlagen befinden. 
 

Eine gesonderte Beschlussfassung ist hierzu nicht 
erforderlich. 
 

84 Westnetz GmbH  Es ist keine Stellungnahme eingegangen. 
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